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  Ziel dieses Buches




  Als ich begann mich mit den Piraten zu beschäftigen, wusste ich nicht, dass die PDS schon 2001 einen virtuellen „17. Landesverband“ gegründet hatte, der politische Beteiligung über das Internet ermöglichen bzw. erleichtern sollte. eingetretenen Mitglieder das ebenso wenig wusste. Insbesondere konnten die Interessenten nicht ahnen, aus welchen Gründen in praktisch allen Parteien diese Initiativen weitgehend gescheitert waren. Denn diese Gründe fand man nicht in Wikipedia. Sie wurden schamhaft verschwiegen:3 Auch die FDP hatte und hat immer noch ihr LV Net und sogar die CDU ihre virtuelle Plattform Wahlkreis 300. Und ich befürchte, dass der größte Teil der mit vielen Hoffnungen und Ideen in die Piratenpartei




  

    	Verrohung der Kommunikationskultur




    	Erhöhung innerparteilicher Spannungen




    	Unzureichende oder falsche technische Konzepte




    	Fehlende Brücke zwischen digitaler und analoger Welt.




    	Fehlende gesetzliche Grundlagen


  




  Und selbst wenn ich es gewusst hätte, wäre ich sicher nicht davon ausgegangen, dass in der Piratenpartei 10 Jahr später immer noch die gleichen Gründe zu einem Scheitern führen würden.




  Dass dieses Buch in erster Linie vom Versagen der Piraten handelt ist eher ein Zufall. Genauso gut könnte es über die fehlende Akzeptanz von Adhocracy hinzukamen, sollen die folgenden Seiten klar machen.4 oder den Untergang des 17. Landesverbandes der PDS berichten. Aber in den letzten drei Jahren lernte ich aus den Fehlern der Piraten sehr viel mehr. Und das möchte ich schon ganz zu Beginn erklären: Es war nicht der grundsätzliche Gedanke falsch, der hinter der Schaffung des 17. LV der PDS oder der Gründung der Piraten steckte. Es war vielmehr die ideologisch unüberbrückbare Differenz von Vertretern einer analogen Welt einerseits und einer schönen digitalen Welt andererseits, die daran schuld war. Jede Seite verteidigte die jeweils andere Welt und verweigerte sich dem Kompromiss einer Hybridpartei. Welche weiteren Faktoren speziell bei der Piratenpartei




  Ich bin heute überzeugt, dass wenn man aus den Fehlern, die durch dieses Buch hoffentlich deutlich werden, lernt, kein Weg an der intensiveren Einführung von elektronischen Medien und neuen Mitgliederbeteiligungsmöglichkeiten in allen Parteiarbeit vorbei gehen wird. Und natürlich kein Weg an einer Internetpolitik, die demokratisch, frei und transparent organisiert ist.




  Das Wichtigste an meinem ersten Buch war der Vertriebsweg. Es wurde unter einer Creative Commons-Lizenz veröffentlicht. Für nicht kommerzielle Zwecke konnte der Inhalt unter Nennung der Quelle kopiert und weiter verwendet werden. Und was den Inhalt angeht war es keine pseudo-philosophische Selbstbeweihräucherung, sondern eine auf Fakten basierte Beschreibung von Erfolgen, Problemen und Auseinandersetzungen mit der Piratenpartei Deutschland. Ein wohlmeinender Rezensent schrieb darüber:




  Das Fazit des Rezensenten: "Mein Leben in der Piratenpartei 2012“ sollte ein Lehrbuch sein, wie man nicht nur "basisdemokratisch“ mitspielt in der Piratenpartei, sondern ernsthaft darum ringt, seine eigene politische Position zu erlangen und zu festigen. Die Vielfalt der Interessengebiete, die der Autor ins Spiel bringt und mit denen er sich auseinandersetzt, zeugt von einer hohen kulturellen und politischen Bildung, von einem erstrebenswerten Drang, über sich selbst hinauszuwachsen, durch eifriges Suchen ein Sehender und aktiv Handelnder zu sein. ……doch nicht jeder sieht etwas? Jo Menschenfreund gehört nicht zu denen, die sich verschaukeln lassen.“ 5




  War das erste Buch noch im Eigenverlag erschienen und nur über eine Downloadseite verfügbar, wollte ich mit diesem neuen Buch einen Beweis liefern, dass ein Dialog mit den Protagonisten der klassischen Urheberrechtsverwertung des geschriebenen Wortes möglich ist und fruchtbar sein kann. Drei (ehemalige) Vorsitzende der Piratenpartei hatten Bücher gemeinsam mit herkömmlichen Verlagen auf den Markt gebracht und waren dabei den selbsterklärten Idealen in den Rücken der Piraten gefallen. In einem Fall war die Autorin sogar ein Jahr durch einen Verlag alimentiert worden und schien zu beweisen, dass es keine Alternative zu den klassischen Kooperations- und Vermarktungsformen zu geben schien.




  Mit dem vorliegenden Buch beweise ich, dass es auch andere Wege gibt, mit herkömmlichen Teilnehmern der Verwertungsindustrie vertrauensvoll und nach neuen Wegen suchend zusammen arbeiten kann. Wenn man auch als Autor nicht ausschließlich den Profit zum Maßstab nimmt. Auch dieses neue Buch erscheint unter einer Creative Commons Lizenz.




  Das jetzt vorliegende Buch hat einen weiteren Anspruch. Es will einerseits die Irrwege und Fehler aufzeichnen, die auftreten, wenn sich eine Lobbyorganisation für Menschen die beruflich im Internet aktiv sind, zur politischen Partei weiterentwickelt. Und es soll andererseits durch Erkennen der Probleme Mut machen, einen dritten Versuch zu wagen, die neuen Kommunikationsmedien und die, daraus entstehenden sozialen Probleme und Chancen in das Parteileben, ja in die Gesellschaft zu integrieren. Und diesmal so, dass die Parteien nicht die Getriebenen sind, sondern durch eigene Erfahrungen mitgestalten können. Und mit einem Ansatz, der nicht die Menschen den Maschinen anpasst, sondern Programme und Hilfsmittel den Bedürfnissen und Fähigkeiten der Menschen.




  Ein Ansatz, der deshalb diesmal unter anderen technischen und organisatorischen Voraussetzungen steht und mit der Prämisse realisiert wird, analoge und digitale Politikwelt zusammen führen zu wollen. Letztendlich in der Hoffnung, eine neue Qualität in die Politik einführen zu können.




  Ich bin überzeugt, dass die Menschen eine grundlegende Veränderung der Politik wünschen und keine oberflächliche Kosmetik. Moral, Ethik, Solidarität, Toleranz, Wahrheits- und Kooperationsbereitschaft und die Bereitschaft Verantwortung für Handeln zu übernehmen, sind die Schlüssel mit denen Politik das Vertrauen der Menschen lokal und international wieder erlangen, und außerdem den Weg in eine konfliktfreiere Zukunft ebnen kann.




  Wenn diese meine Überzeugung beim Leser auf fruchtbaren Boden fällt, sollte er sich mit dem Scheitern der Piratenpartei, wie sie in diesem Buch aufgezeigt wird, auseinandersetzen, um daraus für einen Neuanfang die richtigen Schlüsse zu ziehen.




  Ich liefere keine fertigen Lösungen in diesem Buch. Weil ich der Überzeugung bin, dass die Lösung solcher komplexen Aufgaben nur in der Zusammenarbeit vieler Menschen mit unterschiedlichen Meinungen aber gleicher Zielsetzung möglich ist. Auch deshalb habe ich Persönlichkeiten gebeten, die andere Auffassungen haben als ich, Gastbeiträge zu schreiben. Denn anders als große Teile der Führung der Piratenpartei bin ich der Meinung dass Diskussion und Auseinandersetzung, die zu einem gesellschaftlichen Denkprozess führen wichtiger sind als Bundestagsmandate.
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  Vorwort von Jörg Tauss




  (Der Autor Jörg Tauss war MdB von 1994 - 2009 und nach Austritt aus der SPD- Bundestagsfraktion kurzzeitig erster Piraten-Abgeordneter im Deutschen Bundestag.)




  Überlebt die Piratenpartei ihren 7. Geburtstag? Alles spricht dafür, auch wenn die Piraten in ihrem siebten Jahr in der tiefsten Krise seit Gründung stecken. Denn auch mit nur noch 1% der Wählerstimmen ließe sich via Parteienfinanzierung längere Zeit überleben. Dennoch ist der Hype, der die Freibeuter zunächst in vier Landesparlamente spülte, zunächst offensichtlich vorbei. Manches ist dabei der gesellschaftlichen Entwicklung geschuldet.




  So war und ist die Eurokrise lange Zeit das alles überschattende Megathema, das auch die Piraten kalt erwischte. Da es außerhalb ihrer Kernkompetenz lag, wurden sie hier nicht wahrgenommen oder gar mit dem Vorwurf konfrontiert, keine Lösungen anbieten zu können. Die etablierten Parteien hatten diese zwar auch nicht und selbst demokratiepolitisch wie ökonomisch fragwürdige Entscheidungen zu diversen Pakten und Einrichtungen, wie zur "Bankenrettung" und zum ESM, konnten daran nichts ändern.




  Zudem verbot es sich für die deutschen Piraten als Teil einer europäischen Bewegung, beim Euro eine populistisch antieuropäische Rhetorik zu bedienen, um Proteststimmen einzufangen. Die ein bis drei Prozentpunkte einer solchen Protestwählerschaft sind daher bei der AfD angekommen. Zumal diesem Teil der Wählerschaft klar wurde, dass die Piraten mehrheitlich, und entgegen des gelegentlichen Getöses um einige rechtsgerichtete Mitglieder, eher im linksliberalen Bereich anzusiedeln sind, als bei irgendeiner rechtspopulistischen Veranstaltung.




  Für diese schlichte Situationsbeschreibung tragen die Piraten zunächst keine Verantwortung. Es ist und war Pech, wenn einer, zudem inhaltlich noch nicht gefestigten, Partei die Agenda abhandenkommt oder diese erfolgreicher von der politischen Konkurrenz bedient wird. Möglicherweise ändert sich dies aber wieder durch die aktuellen Überwachungsskandale.




  Sollte dies nicht geschehen wäre es dennoch verfehlt, für die derzeit schwierige Situation der Partei allein politisch wechselnde Großwetterlagen verantwortlich zu machen. Hierfür gibt es auch eine Reihe hausgemachter Ursachen, die hier und in diesem Buch näher beleuchtet werden sollen.




  Die Piraten der ersten Stunde waren bis ins Jahr 2009 hinein Bürgerrechtler mit liberalem Hintergrund, denen vor allem der internetfeindliche Überwachungs- und Kontrollstaat Sorge bereitete. Auslöser der Piratengründung war so auch in Schweden die Zerschlagung der Musiktauschbörse „Pirate Bay“ und die damit verbundene Kriminalisierung der Mehrheit der schwedischen Jugend, die zu Tausenden zu den Piraten strömten und diese sogar mit zwei Sitzen ins Europaparlament hievten. Die Jugendlichen wurden von der alten Musikindustrie als Piraten beschimpft. So war es ein kluger Schachzug, den Namen zu übernehmen und den Spieß gegen die „Content-Mafia“ umzukehren.




  Doch schon im Bundestagswahlkampf 2009 zeigte sich trotz des damals heiß diskutierten Themas Internetsperren, dass das Thema Internet zu schmal war, um in größerem Maßstab Wählerinnen und Wähler anzulocken. Das Wort von der "1-Themen-Partei" machte medial, wenngleich unberechtigt, die Runde. Unberechtigt deshalb, weil mit dem Thema Bildungs- und Wissensgesellschaft auch bereits damals weitere breite Politikfelder angesprochen waren.




  Dass aber Realität und öffentliche Wahrnehmung oft auseinanderliegen, ist ein schwacher Trost, zumal die falschen Darstellungen von den Befürwortern einer Programmausweitung "Vollis" innerparteilich gegen die "Kernis" instrumentalisiert wurden. Letztere, welche die Kernaussagen der Gründungsphase weiter im Mittelpunkt haben wollten, gerieten rasch in die Minderheit.




  Am deutlichsten wurde dieser Konflikt an den Auseinandersetzungen um ein "Bedingungsloses Grundeinkommen" (BGE). Statt sich hier des Themas behutsam und grundsätzlich zu nähern, wurde es mit Formelkompromissen Teil des heutigen Grundsatzprogramms. Viele Mitglieder aus dem ursprünglich liberalen Lager wurden durch diesen Durchmarsch der BGE- Befürworter abgeschreckt und verließen die Partei. BGE wurde zur innerparteilichen Ersatzreligion und Ausgrenzungsthematik Andersdenkender, statt zum seriös zu bearbeitenden Politikfeld.




  Dieser Stil der Ausgrenzung wurde so, nachdem er innerparteilich zweifelhaften "Erfolg" hatte, zum durchgehenden innerparteilichen Erfolgsrezept. Innerparteiliche Diskussionen werden vor allem mit dem Mittel der Diffamierung und der Ausgrenzung geführt oder beendet. Kritiker des „Mainstreams“ werden wahlweise als Sexisten oder Nazis beschimpft.




  Ein interessantes Beispiel hierfür war, schon vor der BGE-Debatte, die "datenschutzkritische Spackeria", die völlig substanzlos die Ära der "Post-Privacy" ausrief und die klassische Datenschutzszene in Deutschland, bis hin zum Chaos Computer Club (CCC), quasi zu Gegnern der Piraten erklärte und sie auch so behandelte. Da auch dieser Konflikt, wie andere auch, innerparteilich nicht inhaltlich ausgetragen wird, dürfte der Langzeitschaden dieser Rundumschläge für die Partei noch größer als der BGE- Schaden sein.




  Denn nicht ausgetragene Konflikte sind im politischen Bereich schlimmer als schwelende Dauerstreitigkeiten. Aber irgendwelche Konfliktlösungsstrategien gibt es bei den Piraten nicht. Ganz im Gegenteil. Dafür steht vor allem der gegenwärtige Bundesvorsitzende Bernd Schlömer, der von den Berliner BGE- Hardlinern ins Amt gehievt wurde. Schlömer übt sein Amt im Stile eines Aussitzers aus, der persönliche Arroganz mit Führungskompetenz verwechselt. Er dürfte der einzige Vorsitzende einer politischen Partei sein, der schon mal dazu aufruft, die Basis doch bitte gegen den Vorstand zu mobilisieren, wenn jemand eine Entscheidung in der Sache kritisiert und Transparenz einfordert.




  Schlömer schafft es auch, Personalkonflikte zu schüren, statt zu lösen. Als der gewiss für manches Fettnäpfchen aufgefallene ehemalige politische Geschäftsführer Johannes Ponader wegen dessen Hartz IV- Bezügen vom Vorstand der Arbeitsagentur (BA) Heinrich Alt angerüpelt wurde, legte Schlömer nach und forderte ganz im Stile Kurt Becks ("rasieren Sie sich mal") via Spiegel nach: Ponader solle mal arbeiten.




  Das aber ist nicht nur eklig sondern tödlich für eine Partei, die sich sonst für ein BGE ausspricht. Statt die Steilvorlage zu nutzen und den Rücktritt Alts zu fordern, wurde innerparteilich ein ganzer Porzellanladen zertrampelt. Denn natürlich wäre Alts unsägliche Attacke gegen Ponader geeignet gewesen, über die gesellschaftliche (Nicht-)Partizipation staatlicher Leistungsbezieher und der würdelosen Behandlung vieler Hartz IV- Opfer eine gesellschaftliche Debatte zu beginnen.




  Damit verletzte Schlömer auch weitere Grundsätze der Partei, die sich damit rühmt, dass Vorstände für Organisation statt für Inhalte zuständig seien. Denn außer der ordentlich geführten Kasse wird vom Bundesvorstand wenig organisiert. Hoffnungslos überfordert sind Schlömer und viele seiner Vorstandskollegen mit der Organisation von Diskussionsprozessen, welche die Internetpartei dringend nötig hätte. Statt dessen lässt man auch hier die Züge aufeinander rauschen, wie zuletzt die selbstzerstörerische Debatte um elektronische Meinungsbildungs- und Abstimmungstools wie LQFB (Liquid Feedback) oder eine ständige Mitgliederversammlung (SMV) zeigt.




  Auch hier sind die gewählten Gremien völlig unfähig, Debatten ergebnisorientiert auch nur zu moderieren. Stattdessen wird eher ein ständig vergrößerter Scherbenhaufen in Kauf genommen, der auch gutwilligste Menschen aus der Partei treibt. Dass die logisch klingende Anwendung solcher Tools zu unterirdischen Auseinandersetzungen führte und führt, hängt wiederum mit jenem Teil der Partei zusammen, der Schlömer ins Amt wählte. Ein Teil der Berliner Piraten und deren Verbündete wollen schlicht ein innerparteiliches Instrument gegen unbequeme Meinungen im eigenen Herrschaftsbereich haben.




  Wer dort dann "falsche" Anträge stellt wird gemobbt und bekämpft. Da wird dann schon mal geflissentlich ignoriert, dass wegen deren Manipulationsanfälligkeit Wahlcomputer von Piraten eigentlich abzulehnen sind. Doch genau deshalb wurde und wird nach der elektronischen ständigen Mitgliederversammlung gerufen: Die parteiintern "Ministalinisten" genannte Minorität braucht ein solches innerparteiliches Manipulations- und Überwachungsinstrument, um endlich die von ihr gewünschten Mehrheiten bilden zu können. Danach sieht es im Moment aber nicht aus. Dennoch verschleißt gerade dieser Konflikt viele Mitglieder.




  Doch noch weitere Probleme belasten die junge Partei, welche einmal mit dem Thema "Rechtsstaatlichkeit" antrat. So attackierte (folgenlos) ein zwischenzeitlich aus der Partei ausgetretener Mitarbeiter (sic!) der Berliner Piratenfraktion, Urbach, den Strafverteidiger und Piraten- Bundestagskandidaten Udo Vetter, weil dieser auch schon Rechtsradikale vor Gericht vertreten hätte.




  Ein noch tieferes Unverständnis von Grundsätzen eines Rechtsstaats offenbaren dann nur noch der Vorsitzende der Jungen Piraten, Florian Zumkeller-Quast oder der Berliner Abgeordnete Lauer. Zumkeller fordert ungeniert nach US-amerikanischem Vorbild die "soziale Ausgrenzung" selbst resozialisierter Straftäter. Lauer will sogar den Ausschluss und Aufenthaltsverbote für Menschen, deren einziges „Verbrechen“ ist, nicht seiner Meinung zu sein und ihn zu stören. 500 Personen hat er deshalb auch auf twitter entfolgt. Der Herr Abgeordnete mag keinen Widerspruch und keinen Diskurs.




  Es ist erschreckend, dass solche politischen Offenbarungseide nicht zu einem Aufschrei führen, sondern innerhalb der Partei eher achselzuckend zur Kenntnis genommen werden. Selbstkritik ist Piraten ein Fremdwort. Dies ist der größte Widerspruch der jungen Partei. Weder mit medialer noch interner Kritik kann man umgehen. Attackiert werden nur Kritiker, die mit gewissen Entwicklungen nicht einverstanden sind.




  Lauer verlor zwischenzeitlich zwar wenigstens sein Amt als Fraktionsvorsitzender. Doch nicht wegen seiner unsäglichen Geisteshaltung und seinen unhaltbaren Äußerungen, sondern wegen des Geruchs von Vetternwirtschaft zu Gunsten seiner Schwiegermutter und einer eigenmächtig angesetzten Pressekonferenz.




  Solche Vorgänge gefährden natürlich zutiefst das Vertrauen in eine Partei, die angetreten war, es "anders" zu machen. Auf Deutsch: Ein Fall Mollath wäre mit solchen "Piraten", von Zumkeller bis Lauer, auch jederzeit möglich. Wie auch sonst als mit Stadtverboten oder der Psychiatrie kann man sich noch Andersdenkender und gewisser Trolle erwehren? Als Troll gilt innerparteilich übrigens jede Person, die an Vorständen kratzt.




  Weshalb ich dennoch weiter (noch) diese Piraten unterstütze? Gewiss nicht wegen deren Führungspersonal. Sondern weil ich die Befürchtung hege, dass Wahlniederlagen der Piratenpartei den öffentlich- medialen Eindruck verstärken, Netzpolitik sei überflüssig und Bürgerrechte hätten trotz PRISM, Vorratsdatenspeicherung und Präventionsstaat eben keine Konjunktur oder seien gar bei den etablierten Bundestagsparteien gut aufgehoben. Dieser Schaden wäre zu groß und man sollte ihn wegen einiger heutiger Führungsfiguren(noch) nicht in Kauf nehmen.




  Doch langfristig kommen die Piraten nicht darum herum, sich wieder auf ihre rechtsstaatlichen Grundsätze zu besinnen und ihre Inhalte aus einem gesellschaftlichen Freiheitsbegriff und einem, gerne linken, Liberalismus abzuleiten, der, im Gegensatz zur FDP, den Namen auch verdient. Die Lauers, Schlömers und andere der genannten Figuren sollten und müssen dabei auf der Strecke bleiben. Es wäre ein Befreiungsschlag und ein starkes Glaubwürdigkeitssignal für die angeschlagene Partei. Jörg Tauss.




  Die folgenden Berichte, Analysen und Beschreibungen sollen deutlich machen, ob oder inwiefern die Meinung von Jörg Tauss durch Fakten zu untermauern ist. Am Ende des Buches findet man eine kurze Diskussion zwischen Jörg Tauss und mir über die zu erwartende Zukunft und mögliche Szenarien der Weiterentwicklung für die Piratenpartei.




  Der Anfang




  Zum besseren Verständnis der Motivation für dieses Buch ein kurzer Abriss meines politischen Lebens: Geboren Anfang 1952 erlebte ich noch die Auswirkungen der 1968er Bewegung und war ein, wenn auch unbedeutender Teil von ihr. Später aber, beim Einstieg ins Berufsleben entwickelte ich mich zu einem Politikignoranten, heute würde man vielleicht Yuppie sagen. Einen ersten Bruch gab es, als ich Flüchtlingslager im Sudan in den frühen 1990er Jahren besuchte. Und dann durch weitere Auslandsaufenthalte und endgültig ab dem Jahr 2006. Ein Jahr, das gravierende politische Erlebnisse in nach Freiheit und Gerechtigkeit kämpfenden Bewegungen in Südostasien und durch Arbeit und Besuche z.B. in Vietnam, mit sich brachte. Ich wurde zum Globalisierungsgegner.




  Als ich mit meiner ausländischen Ehefrau 2009 zurück nach Deutschland kam, war ich zunächst schockiert von dem politischen und medialen Umfeld, das ich vorfand. Zu sehr auf die Politik Asiens und anderer Länder fixiert, hatte ich gar nicht bemerkt, in welche Richtung sich Deutschland bewegt hatte. Sensibilisiert durch meine Erfahrungen im Ausland begann ich mich dann in der Piratenpartei zu engagieren. Sie warb um Unterstützer als „Mitmachpartei“, und präsentierte sich als Partei der Bürgerrechte. Und natürlich als moderne Partei 2.0, in der Arbeit direkter, mit weniger Barrieren und gleichberechtigt und basisdemokratisch möglich war.




  Mein Pseudonym, unter dem ich dann in der Partei aktiver wurde, und unter dem auch dieses Buch veröffentlicht wird, beruht auf einer Charakterschwäche, die mich schon zu so einigen Dingen trieb, die ich eigentlich gar nicht beabsichtigt hatte: Ich kann einer Herausforderung schlecht ausweichen.




  Als man mich kurz nach dem Eintritt in die Piratenpartei beschimpfte, verspottete („Du mit deinem Gutmenschentum hast keine Ahnung von realer Politik“ oder „Sieh dir den naiven Menschenfreund an“). Da beschloss ich zu beweisen, dass es möglich war, effektiv und gleichzeitig basisdemokratisch zu arbeiten, dass es möglich war, programmatische Ergebnisse vorzulegen und Einigungen zu erzielen, ohne Menschen als „Trolle“ auszugrenzen, weil sie unbequem waren und politisch nicht in die eigenen Wertevorstellungen passten. Und ich nahm die Herausforderung an zu zeigen, dass es möglich war, eine politische Programmatik zu entwickeln, die eine moderne Friedenspolitik im 21. Jahrhundert dem Konzept des „Recht des Stärkeren“ aus der Zeit als wir noch in Höhlen wohnten, gegenüber stellt. So gab ich mir den Namen „Jo Menschenfreund“ und gründete die AG Friedenspolitik innerhalb der Piratenpartei als erste Initiative, in der diese Ideen eine nach der anderen umgesetzt wurden.6




  Ich hatte nie die Absicht ein Amt oder Mandat in der Partei zu übernehmen und konnte deshalb vollkommen frei und ungezwungen agieren. Daher stellen die folgenden Seiten ein ungeschminktes Bild meiner Eindrücke dar. Ich beleuchte in erster Linie die Themen Repräsentative Demokratie (LQFB) vs. Direkte Demokratie bzw. Basisdemokratie und herkömmliche Delegationen, die Art der Kommunikation und die Auseinandersetzung mit einflussreichen Gruppen in der Partei. Und da es wichtig für das Verständnis der Zusammenhänge ist, werden natürlich auch Vorgänge im Bereich der Außen-, Sicherheits- und Friedenspolitik angeschnitten.




  DIE BASIS




  Es gibt tausende von Mitgliedern in der Piratenpartei, die aufopfernd für die Partei jede freie Minute hingeben. Aber immer mehr ziehen sich enttäuscht aus der Partei zurück. Die meisten wenden sich wieder ab von der Politik. Das ist schade. Denn nur weil Fehler gemacht wurden, sind die Ideale, die die Menschen einst zusammen geführt haben, nicht falsch.




  Meiner linken Überzeugung nach war die teilweise Fehlbesetzung der Führung der Partei, die nicht den Menschen angepassten technischen Lösungen und der weitgehende Ausschluss von Mitgliedern der analogen Welt die Ursache dafür, dass aus der Piratenpartei nun doch eine FDP2.0 wurde7. Freilich ohne dass die Mehrheit der Mitglieder das bemerkt hatte.




  Die Piratenpartei




  Nachdem ich 2011 und Anfang 2012 in erster Linie versucht habe die Partei kennen zu lernen und meine Meinung über Mailinglisten und in Mumble-Besprechungen zu vertreten, begann ich im März 2012 mit dem systematischen Aufschreiben meiner Erlebnisse und Gedanken in und über die Piratenpartei.




  Die Piratenpartei erlebte im Jahr 2012 einen „Hype“ der sie in Umfragen in den Bereich von zweistelligen Wählervoten brachte. Da ich mich als Wähler einerseits und als normales Basismitglied andererseits sah, glaubte ich, dass der Grund für diesen Erdrutsch auch in meinen Hoffnungen, Analysen und Vorschlägen wieder zu finden sein musste. Und vermutlich würde man darin ebenso Teile der Gründe finden, die zum Absturz der Partei in den Umfrageergebnissen gegen Ende des Jahres 2012 führten.




  Beginnen wir mit den Erfahrungen aus einem Parteitag des Landesverbandes NRW:




  Piraten Mandatsbewerber: Sind sie anders?




  Die überraschend angesetzte Landtagswahl 2012 in NRW verschafft Einsichten in die Struktur und Eigenschaften der Piratenpartei, deren Mitglied auch ich war. Seit die Partei von einer Hand voll "Nerds", volkstümlich auch "Computer-Freaks" genannt, gegründet worden war, war sie zur vermutlich viert wichtigsten Kraft im zukünftigen Landtag von Nordrhein-Westfalen gewachsen. Das hatte einerseits die länger dienenden Parteimitglieder in einen Kampf gegen die "neuen Karrieristen", die "nach der Wahl in Berlin" hinzugekommen waren, eintreten lassen. Hatte aber andererseits auch dazu geführt, dass in den deutlich über 20.000 Parteimitgliedern (im Bund) tatsächlich eine nicht unbeträchtliche Zahl enthalten war, die glaubte, mit dem Rückenwind des Erfolges bei den Wählern, in ein gut dotiertes Mandat gespült werden zu können. Waren aber die "Gründerväter" grundsätzlich besser geeignet als "Neulinge"? War "Stallgeruch" wichtiger als Kompetenz? Zeigte das jahrelange Eintreten für die Partei ein bedingungsloses Unterstützen der Ideen, … die sich doch eigentlich jetzt erst langsam aus der gewachsenen Basis heraus entwickeln müssten?




  DER ANSPRUCH, AUCH HEUTE NOCH




  Einer der Ansprüche der Piraten war die Verpflichtung zur "Basisdemokratie".8 Statt Befehle von oben zu erhalten, erwarteten Piraten, selbst die Politik als Summe der Einzelmeinungen bestimmen zu können. Die Piraten führten z.B. keine Delegiertenkonferenzen durch. Sondern sie luden ALLE Mitglieder zu Parteitagen ein. Wobei die Diskussion, ob das wirklich basisdemokratischer war als eine Vertretung durch Delegierte, entbrannte, aber noch nicht beendet wurde. Wer kein Geld, oder aus anderen Gründen nicht reisen konnte, wurde von der politischen Mitwirkung ausgeschlossen.




  Das Delikate an der Situation war, dass Vertreter von Liquid Democracy, die Verfechter einer „ständigen Mitgliederversammlung“ durch Abstimmungen im Internet, erklärten, dass direkte Demokratie gar nicht im Grundsatzprogramm enthalten war. Und mein Antrag, direkte Demokratie gleichberechtigt zu Liquid Democracy im Grundsatzprogramm zu nennen, wurde niemals auf die Tagesordnung eines Parteitages gesetzt. 9




  Im Fall der Parteiämter hört man auch heute noch die Forderung, dass solche nicht bezahlt werden dürften, weil dies sonst nur zu Karrierepolitikern führen würde, die sich von der Basis entfernen könnten. Dass dadurch aber eigentlich nur Studenten, gut betuchte Selbständige oder selbstzerstörerische Idealisten ein solches Amt ausüben konnten, wurde bisher nicht ausreichend bewertet. Angeblich wäre ein Amtsträger in der Piratenpartei der "Knecht der Partei", der ausschließlich eine verwaltende, koordinierende, schlichtende und moderierende Funktion inne hätte. Ein Hedonist ohne Ansprüche. Der selbstlos alle eigenen politischen Ideen und Ambitionen hinter den Willen und die Interessen der Parteibasis stellte.




  Tatsächlich aber war und ist ein Amt in der Piratenpartei das Sprungbrett für ein bezahltes politisches Mandat. Denn im Fall einer Akzeptanzwahl, wie bei den Piraten, wurden und werden die Piraten gewählt, die a) ein bekanntes Gesicht und b) keine Auseinandersetzungen mit Strömungen innerhalb der Partei hatten. Letzteres wurde dadurch verhindert, dass man den Amtsinhaber als „unpolitisch“ und „verwaltend“ darstellte. Was natürlich nicht stimmte, da er in jedem Fall innerhalb der Partei ein Meinungsmultiplikator war.




  DIE WIRKLICHKEIT BIS ANFANG 2013




  Viele einfache Mitglieder, die oft heftig und leidenschaftlich in Mailinglisten, in Foren und auf Veranstaltungen über den richtigen Weg für die Piratenpartei stritten, achteten sehr darauf, dass keine Aussage von Vertretern der Partei gemacht wurde, die nicht einen Konsensprozess durchlaufen hatte. Was teilweise sogar dazu führte, dass man den Personen, die als Organe der Partei fungierten, versuchte zu untersagen, eigene Meinungen öffentlich zu vertreten. Die "Shitstorms" der Basis waren legendär, und hatten manchen wohl meinenden Vertreter der Partei schon dazu gebracht, über Tage keine Twitter-Meldungen mehr zu lesen, oder die Mails unbeachtet zu lassen.




  Andererseits hatte sich neben diesem offensichtlichen, oft übertrieben Aufrechterhalten von "Basisdemokratie" auch das übliche "Klüngel-" Phänomen eingeschlichen.




  Längst waren innerhalb der Partei Netzwerke verschiedener Beziehungen gebildet worden, die die ursprüngliche Idee einer Basisdemokratie immer stärker verwässerten. Da war ein einflussreiches Mitglied eines großen Kreisverbandes, der zu einem benachbarten wichtigen Kreisverband fuhr, und versuchte vertraulich Absprachen für die Wahl des Landesvorstandes zu treffen. Da hatten Mandatsträger hunderte von Stimmrechten gesammelt, um im elektronischen Abstimmsystem der Piraten, zu dem aber nur ein Teil der Mitglieder Zugang hatte, gebündelt Initiativen pushen zu können, mit denen Meinungsbilder eingeholt werden sollten. Da erklärten Mandatsträger offen, "manipulieren zu wollen" und nicht der Stimmung und dem Willen der Basis zu folgen, um die eigenen politischen Ideen umzusetzen. Und da sammelten Vorstände Adressen und Unterstützer durch ruheloses Reisen durch das Land im Dienste der Partei.




  Ganz besonders aktiv in der Bildung und Bewahrung von Netzwerken waren nun ausgerechnet jene Parteimitglieder, die einmal mit dem Gedanken der Basisdemokratie angefangen hatten und vehemente Vertreter der Mitgliederversammlungen waren. Sie zogen in den Krieg gegen so genannte "", also angeblich "TrolleSpammer", die nach ihrer Ansicht nur Unruhe und Verwirrung stifteten. Nicht selten waren das aber auch nur Andersdenkende, die sich vielleicht etwas zu penetrant aufführten und immer wieder gegen eine vertretene Meinung von Alteingesessenen auf begehrten.




  Diese alten Helden der Gründerzeit hielten außerdem die "Freiheit des Mandats" besonders hoch. D.h. sie beteuerten, dass Mandatsträger keiner Fraktionsdisziplin sondern nur ihrem Gewissen verpflichtet wären. Eine Äußerung, deren Widerspruch zur Basisdemokratie, insbesondere wenn die Mandate ausschließlich über Listen erreicht wurden, nicht aufgelöst werden konnten. Wer durch die Parteiliste einer relativ unbekannten Partei in ein Parlament kam, wurde ganz offensichtlich vom Wähler wegen der Grundideen und Absichten der Partei, und nicht wegen seiner eigenen Persönlichkeit gewählt. Das wurde aber ganz einfach übersehen.




  Kaum war die Entscheidung über die Wahl in NRW bekannt geworden, hatten sich innerhalb von Stunden Mitglieder zusammengeschlossen, um den Wahlkampf zu beginnen. Das war echte Basisdemokratie. Der Vorstand wurde quasi vor dem Enthusiasmus der eigenen Mitglieder her getrieben und schaffte es dann aber auch, das sich abzeichnende Chaos innerhalb kürzester Zeit in geordnete Bahnen zu lenken. Zweifellos ein großer Erfolg des Modells.




  DAS GRILLEN DER BEWERBER




  Dann fand z.B. am 20.03.2012 im Mumble, dem virtuellen Telefon-Konferenzraum der Piraten, auch übertragen durch das Piratenradio, ein "Kandidatengrillen" statt, an dem mehrere dutzend Bewerber für Listenplätze Antworten auf Fragen von Mitgliedern gaben.




  Die am häufigsten gestellten Fragen waren sinngemäß: "Warum bist du erst nach dem Erfolg der Berlin Wahl in die Partei eingetreten"… "Glaubst du nicht, dass du zu kurz in der Partei bist für ein Mandat". Damit begab sich die junge, frische, basisdemokratische Partei in die gleiche Richtung wie die etablierten Parteien, die auf Stallgeruch, öffentliche Wirkung, Beziehungen und Belohnung mehr Wert legen, als auf Kompetenz und Fähigkeiten. Und im Fall der Piratenpartei bedeutete es mehr Wert zu legen auf Zugehörigkeit als auf demokratisches Bewusstsein.




  Dann wurde sinngemäß folgende Frage gestellt: "Wenn du als Mandatsträger vor einer Abstimmung stehst, und du weißt, dass die Meinung der Basis von deiner abweicht, was tust du dann?" Interessanterweise ähnelten sich die Äußerungen bis auf Nuancen sehr stark. "Man wolle mit der Partei verhandeln", man "wäre sicher, dass es nichts gäbe, was gegen das eigene Gewissen verstoßen würde", weshalb die Frage rein theoretisch wäre. Eben die gleichen Argumente, die Eheleute wählten, um sich vor der Entscheidung zu drücken, einen Ehevertrag abzuschließen. Aber immer wurde die Unabhängigkeit des Mandats betont. Einige erklärten sich der Stimme enthalten zu wollen, einige waren überzeugt, dass sie sich von der Basis würden überzeugen lassen, aber nicht wenige behielten sich das Recht vor, gegen die Meinung der Parteibasis zu stimmen.




  Interessanterweise war kaum einer der Kandidaten bereit gewesen zu erklären, dass er sein Mandat zurückgeben würde, wenn er in eine Situation käme, in der er aus Gewissensgründen gegen die Meinung der Parteibasis stimmen müsste.




  KOPPELN SICH DIE MANDATSTRÄGER AB?




  Der einfache Pirat fasste sich an den Kopf und fragte sich, warum keinerlei Regelungen und Vereinbarungen mit Mandatsträgern getroffen wurden, um die Verbindung, die Kommunikation zwischen Mandatsträgern und Parteibasis aufrecht zu erhalten. Wer das wie ich vorschlug, dem wurde geantwortet:




  „Glauben sie wirklich, das ihre Versuche eine „Gesinnungsprüfung von Mandatsträgern“ bei uns einzuführen …. Unbemerkt geblieben sind?“ (sic)




  Die 14-tägigen Sprechstunden von Abgeordneten in ihren Wahlkreisen oder dem Parteibüro dürften eher zu etablierten Altparteien passen. Aber die modernen Kommunikationsmittel alleine reichten sicher nicht aus, um die Partei und Mandatsträger zusammen zu halten.




  Und dabei zeigte sich schon schnell nach dem Einzug der Piraten in den Landtag von NRW was passierte, wenn Abgeordnete nur „Ihrem Gewissen“ gegenüber verantwortlich waren. Beim Kauf der Steuer-CDs durch den Finanzminister gab es Zustimmung, die weitgehend durch die Meinung der Basis gespiegelt wurde. Aber ein Teil der Abgeordneten zeigte den Käufer der Steuer CD an und versuchten ein gerichtliches Verbot des Kaufs von Steuer CDs durchzusetzen.




  Der einfache Basispirat fragte sich, warum die Partei nicht jedem Mandatsträger einen Assistenten zur Seite stellte, der die Schnittstelle zwischen Mandat und Partei darstellen konnte. Da die Piratenpartei ja auch gegen Spenden von Mandatsträgern an die Partei wetterte, was in anderen Parteien üblich war, hätte man dem Mandatsträger zumindest vorschlagen können, diesem Verbindungsmitglied eine Aufwandsentschädigung zu zahlen, damit ausreichend Zeitkapazität für die Schnittstellenfunktion zur Verfügung gestellt werden konnte.




  Solche oder ähnliche Modelle zu diskutieren erschien in den Kreisen der Anwärter auf Mandate seinerzeit nicht opportun.




  DIE HOFFNUNGSTRÄGER




  Dann gab es jene Bewerber, die durch langjährige, zähe, intensive Arbeit in Arbeitskreisen, die Programmatik der Partei zum Teil maßgeblich beeinflusst hatten. Da war der aus vollem Herzen redende Bewerber "vom Land", der offen sagte, dass er versuchen wolle, die Landbevölkerung zu vertreten, und diese zu motivieren, sich wieder politisch zu engagieren, der seine Kandidatur sogar von einem "Stimmungsbild", einer Probeabstimmung in kleinem Kreis, abhängig machen wollte. (Kein aussichtsreicher Listenplatz) Da war der relativ frisch in die Partei eingetretene Bewerber, der glaubhaft machte, eigentlich eingetreten zu sein, um sich gesellschaftlich zu engagieren, nicht um zu kandidieren. Der aber dann zur Kandidatur bewegt worden war, weil er der Gefahr einer Entfremdung der Mandatsträger von der Basis entgegen wirken wollte. (Aussichtslose Bewerbung) Da war der alte Kämpe der Partei, der seit Jahren den größten Teil seiner Freizeit den Ideen der Partei geopfert hatte, und jetzt endlich an die Schaltstellen der Macht, ins Parlament wollte, um den Kampf der Partei eine Stufe höher führen zu können. (Aussichtsreicher Listenplatz)




  DER PARTEITAG ENTSCHEIDET




  Am Wochenende 24./25. März 2012 fand in Münster ein Parteitag statt, an dem aus den ca. 160 bis 170 Bewerbern, einige Dutzend ausgewählt wurden, die dann in den Landtag in Düsseldorf einziehen sollten.




  Die Mitglieder, die es sich erlauben konnten, das Wochenende in Münster zu verbringen, und über die Liste zu entscheiden, fällten vielleicht eine Meilensteinentscheidung in der Geschichte der jungen Partei. Der Verband NRW war und ist ein wirklich großer Verband, und der mögliche Einzug seiner Abgeordneten sollte noch aufmerksamer im Fokus der Öffentlichkeit stehen, als der Einzug der Abgeordneten ins Berliner Rathaus. Und besonders das Verhalten der Abgeordneten würde einen großen Einfluss auf die weitere Entwicklung der Piratenpartei nehmen. Die Nominierung entschied darüber, ob der Zufluss an Neumitgliedern ungebrochen blieb, oder ob die Meinung vorherrschte, dass es ja "doch nur eine Partei wie alle anderen" war.




  BASISDEMOKRATIE IST HART UND TEUER




  Ein Pirat, der seine Verpflichtung ernst nahm, besuchte mindestens vier Parteitage im Jahr. Wie im Fall von vorgezogenen Neuwahlen, konnten es dann auch mal schnell 5 oder sogar 6 Parteitage werden. Das kostete nicht nur viel Zeit, sondern auch nicht unerhebliche Mittel.




  Die Ideen innerhalb der Partei, solche Beteiligungen endlich auf virtueller Basis zu ermöglichen, werden immer wieder von aktuellen Ereignissen überschattet und überrollt. Um aber eine faire, solidarische und wirklich demokratische Weiterentwicklung zu erreichen, war die Frage einer wirklich breiten Beteiligung der Mitglieder von existentieller Bedeutung. Dies war und ist immer noch "des Pudels Kern".




  DIE ENTSCHEIDENDEN FRAGEN




  Die entscheidenden Fragen sollten nicht nur in der Programmatik der Partei liegen, die noch entwickelt werden musste. Die entscheidenden Fragen waren:




  a) Welche Außenwirkung hatten mögliche Abgeordnete der Piratenpartei in einem der wichtigsten Landtage Deutschlands, und




  b) Welche Innenwirkung hatte die Partei auf die Mandatsträger.




  Würde einmal ein Direktwahlkandidat der Piraten in einem Wahlkreis gewählt werden, ergäbe sich für diesen ein direktes Mandat aus dem Willen seiner Wähler. Aus basisdemokratischer Sicht war seine Legitimation nur zum Teil auf der Partei aufgebaut, zum großen Teil aber auf dem Willen des Wählers, ihn persönlich zu wählen. Bis die Piratenpartei aber dort kommen konnte, würden ihre Mandatsträger gewählt, weil die Wähler die Ideen, das Programm und die Entscheidungen der Partei wählten. Aus diesem Grund waren diese Mandatsträger Vertreter der stimmberechtigten Mitglieder der Partei, die wiederum Vertreter des Wählerwillens waren.




  Die verschiedenen Äußerungen von Mandatsträgern " behauptete, dass Mitgliederversammlungen (nicht Delegiertenversammlungen) den Willen der Basis wiederspiegeln würden.es gibt ja auch den Wähler außerhalb der Partei" für die der Abgeordnete verantwortlich wäre, hätten den einfachen Mitgliedern unter den Piraten zu denken geben sollen. Denn diese Wähler außerhalb der Partei hatten SIE gewählt, und sie hatten den Mandatsträger gewählt. Sie, die Basismitglieder, waren die Repräsentanten des Wählers. Denn die Piratenpartei




  Solange die Politiker der Piratenpartei in der Öffentlichkeit in erster Linie als Repräsentanten der Partei und erst in zweiter Linie als eigene Persönlichkeit wahrgenommen wurden, waren diese Politiker gegenüber ihrer Parteibasis noch wesentlich deutlicher in der Verpflichtung als das in etablierten Parteien der Fall war. So meine Argumentation.




  Das Problem mit dem Engagement




  Die Piratenpartei hatte ein Luxusproblem, das die anderen Parteien kaum verstehen konnten. Die Mitglieder waren nicht zu müde und träge, um sich zu engagieren, sondern sie waren dermaßen über- engagiert, dass manchmal chaotische Situationen entstanden. Am meisten dürften darunter die Gründer gelitten haben, sahen sie doch, wie ihr sorgsam gepflegtes Nerd-Image immer stärker verwässert wurde, und sich immer mehr Neupiraten zur Wort meldeten und sich einfach nicht durch die Autorität der Altvorderen beeindrucken lassen wollen.




  Die Piratenpartei war nicht wirklich ein Sammelbecken von Protestwählern und Karrieristen. Sicher solche gab auch, wie in den meisten kleineren Parteien. Aber eigentlich war die Piratenpartei das Sammelbecken der Aktivisten, der Bürger, die endlich einmal was bewegen wollten. Angezogen von den Schlagworten „Bürgerrechtspartei“, „Mitmachpartei“ und der Tatsache, dass eine klare Programmatik in den wichtigsten Politikfragen noch nicht entwickelt worden war. Weshalb sie glaubten, hier ihre Ideen und Meinungen einbringen zu können, um diese Programmatik mit zu formen.




  Möglicherweise war es in der Gründerzeit der Grünen ähnlich, wobei allerdings damals das Thema eingeschränkt war, und demzufolge die Auseinandersetzungen weniger intensiv und breit. War die Grünenpartei über lange Jahre eine 2-Themen-Partei gewesen, entwickelte sich die Piratenpartei wesentlich schneller zu einer, alle Themen abdeckenden Partei. Zu einer Partei, die zu den meisten gesellschaftlichen Fragen eine Meinung öffentlich machen wollte ... Aber nicht konnte.




  KONSENS VS HIERARCHIE




  Nicht konnte, weil die Konsensbildungsprozesse in einer basisdemokratisch organisierten Partei naturgemäß wesentlich länger dauerten, als in einer hierarchisch geführten Altpartei.




  Dieses Vorgehen hatte eine Eigenart. Niemand glaubte die Verantwortung übernehmen zu müssen. In einer hierarchisch geführten Partei dagegen gab es Zuordnungen von politischen Zielen zu Persönlichkeiten. Und diese trugen die Verantwortung und übernehmen sie auch. In der Piratenpartei wollte die Parteiführung keine Verantwortung übernehmen und erklärte sich zu „nur ausführenden Organen der Basis“ obwohl dies natürlich so nicht stimmte.




  Das sich frei sprechen von Verantwortung mündete in die Forderung eine „ständige Mitgliederversammlung“ (SMV) einzuführen. Diese sollte vorzugsweise im durch Superdelegierten einfach zu manipulierenden virtuellen Abstimmungswerkzeug, Liquid Feedback (LQFB) organisiert werden.




  Man erkannte hier im Mikrokosmos der Parteien die Probleme des politischen Makrokosmos wieder: Je autoritärer und hierarchischer ein Land strukturiert war, desto schneller und schlagkräftiger konnten Entscheidungen gefällt werden. Auf der anderen Seite aber hatten Länder, die einen langsamen und schmerzhaften Konsensprozess durchmachten, für die Entscheidungen wesentlich mehr Rückhalt bei den Bürgern, trugen diese die Konsequenzen wesentlich bereitwilliger mit.




  Die Piraten wollten offensichtlich die beiden Vorteile miteinander kombinieren.




  Die deutsche Politik entfernte sich 2012 und 2013 vom Konsensstaat, hin zum autoritären Verwaltungsstaat. Begründet wurde das mit der Globalisierung, den immer schneller notwendig werdenden Entscheidungen, den feindlich gestimmten "Märkten", und mit dem wirtschaftlichen Erfolg autoritärer Systeme wie z.B. China, sowie mit einer Verlagerung von Kompetenzen auf die EU.




  Die Zeiten, in denen nach dem Krieg über paritätische Mitbestimmung diskutiert worden war, und wie man sie aus der Montanindustrie in die restliche Wirtschaft bringen konnte, waren endgültig vorbei. Die von den Grünen zelebrierte Demonstrationskultur wurde inzwischen längst missbraucht, um lautstark Partikularinteressen gegen das Interesse der Allgemeinheit durchzusetzen. Das hatte nichts mehr mit "Mitbestimmung" oder Mitgestaltung zu tun.




  Es gab 2 Pole: Die des Bürgers, der unter dem Motto "Ich bin doch nicht blöd" versuchte, sein Schäfchen, auch auf Kosten anderer, ins Trockene zu bringen. Und der andere Pol war der des Politikers, der einen Euro-Rettungsschirm nach Prinzipien entwickelte, die vollkommen an demokratischen Grundsätzen vorbei gingen. Wenn Finanzminister Schäuble in einer Rede vor Bankern zum Ausdruck bringt, dass "wir, die Elite sind, die muss das Problem jetzt lösen", dann wurde damit angedeutet, dass die Politiker die Bürger anscheinend nicht mehr als Souverän anerkannten. Wobei noch nicht klar war, ob zukünftig "die Märkte" jene waren, nach denen sich die Staaten richten sollten, oder die Banken als Souverän gelten sollen.




  DIE GEGENBEWEGUNG




  Während Schäuble die Lösung der Probleme also jenen überlassen wollte, die diese Probleme selbst erzeugt hatten, wollten sich immer weniger Menschen damit abfinden. Nur trauten sich lediglich wenige, öffentlich auszusprechen was sie dachten, wurde dies doch über Jahrzehnte als "kommunistisch" oder "sozialistisch", als "Spinnerei" oder "weltfremd" bezeichnet, bzw. dann „antisemitisch“, „rechts“ oder „Querfront“.




  Aber nachdem deutsche Kreissparkassen und Raiffeisenbanken maßgeblich daran beteiligt waren, dass Deutschland so gut durch die Bankenkrise gekommen war, fragten sich immer mehr Menschen, ob "die da oben" für die normalen Menschen oder eher für eine bestimmte Schicht dachten und handelten. Und diese Menschen wollten endlich mitreden. Sie wollten alternative Modelle diskutiert sehen und nicht mehr nur als Spinner abgetan werden. Denn sie hatten inzwischen begriffen, dass Systeme, die selbst von promovierten Volkswirten, wie dem Chef der Organisation FoodWatch Thilo Bode 10 nicht mehr durchschaut wurden, undemokratisch waren, und nicht zum Nutzen der Allgemeinheit.




  DIE MAILINGLISTEN




  Wer nun die Listen der Arbeitsgemeinschaften der Piratenpartei abonnierte, der wurde schnell erschlagen von einer ungeheuren Flut von Ideen, Diskussionen, heftigen Auseinandersetzungen. Wenn nur ein Bruchteil der Ideen im Bereich Wirtschaft oder Geldordnung in Bahnen gelenkt und in Form alternativer Konzepte Eingang in das Wahlprogramm bzw. das Grundsatzprogramm der Piratenpartei gefunden hätte, wäre dies eine kleine Revolution gewesen. Denn plötzlich hätten die Menschen gesehen, dass ja auch andere als die Partei DIE LINKE sich in diesem Universum die Frage stellten, wie es kam, dass eine Nationalbank Kredite für 0% oder knapp darüber an Banken ausgab, damit diese die Kredite mit wesentlich höheren Zinsen {zurück} an den Staat geben konnten.




  DIE GEGEN-GEGEN-BEWEGUNG




  Natürlich würden Lobbyvertreter zunächst auf diejenigen zugehen, die erklärt hatten, keiner Fraktionsdisziplin zu folgen. Denn sie schienen als leichtestes Opfer von Beeinflussung und Lobbyarbeit. Schließlich brauchten sie keinem Fraktionszwang zu folgen und hatten fünf Jahre ein sicheres Einkommen mit anschließender Teil-Altersversorgung. Aber man hörte zunächst nicht viel darüber in der Piratenpartei. Natürlich gab es auch innerhalb der Piratenpartei Bestrebungen, das fruchtbare Chaos zu bändigen, Netzwerke zu bilden, Entscheidungen durchzusetzen, halt konventionelle Parteiarbeit zu betreiben. Das hässlichste und am meisten missbrauchte Wort in diesem Zusammenhang war "". Trolle waren ursprünglich in Foren jene Benutzer, die ständig unter anderem Namen auftauchten, Unsinn verbreiteten, nur darauf aus waren zu provozieren und zu ärgern. Eben was diese nordischen Kobolde so trieben. Troll




  Inzwischen aber wurde der Begriff Troll immer häufiger insbesondere durch "Alt"-Piraten genutzt, um aufsässige Meinungen, die nicht mit dem von ihnen definierten Verhaltensmustern übereinstimmen, zu diskreditieren, ja auch zu mobben. Was diese Vertreter der ursprünglichen Ein-Themen-Partei übersahen, ist, dass zu dem Zeitpunkt die Mehrheit der Mitglieder längst nicht mehr nur im geistigen Nerd-Umfeld lebte, und auch nicht bereit war, heiligen Regeln zu folgen, deren Sinn sie nicht erkannte.




  Diese Altpiraten waren erschüttert über den Erfolg ihrer eigenen Ideen. Sie hatten sogar schon ernsthaft darüber nachgedacht, wie man sich vor einer " sahen plötzlich wie engagierte Menschen in die Partei strömten, die die Slogans der Partei ernst nahmen. Sie wollten mitmachen. Und dann erschlugen sie eben auch mal die Mailinglisten mit Artikeln, wollten, dass ihre Stimme gehört wurde, und hatten, zum großen Schrecken mancher Gründerväter, manchmal auch noch große Kompetenz.Überfremdung" schützen könnte. Diese Altpiraten




  EIN RAT AN ALTPIRATEN




  Ich wusste nicht genau, wie viele engagierte und kompetente Neupiraten durch diesen Konflikt schon abgeschreckt wurden. Aber ich riet den alten Kämpen:




  "Ihr seid Legende, ihr braucht kein Gorillaverhalten zu zeigen, um die anderen Männchen zu vertreiben. Lasst die Neuen ran. Die Partei ist längst aus den Kinderschuhen entwachsen. Lasst sie in die Welt hinaus gehen."




  Wenn die "Alten" Computer- und Netz-Spezialisten waren, sollten sie in der Lage sein, ihre Werkzeuge so zu gestalten, dass sie einfach und für Nichtspezialisten auch leicht nutzbar waren. Wenn sie aber darauf bestanden, dass neue Mitglieder erst mal einen Twitter-Account aufmachen müssten, und lernen, wie man Wiki-Seiten programmierte, war das der Aufbau einer Abwehrmauer, aber nicht das Zeichen des Wunsches zur Integration der breiten Öffentlichkeit. Und damit war auch der Wunsch nach einer "Revolution" als Traum, aber nicht als Ziel enthüllt. Denn wirklichen Einfluss, eine "Revolution", hätte man nur mit Massen bewirken können.




  Ein geflügeltes Wort, das insbesondere von Afelia, der großen Hoffnungsträgerin der Piratenpartei in 2011, verwendet wurde, war „“. Nun gab es Untersuchungen, die aufzeigten, dass bei Umfragen, wenn sie ausreichend dimensioniert waren, im Fall von Schätzungen die des Durchschnitts der Gesamtheit gleich gut oder besser zutrafen als die Schätzung von Experten. Aber dabei war nicht die Rede von Beeinflussung, Manipulation, Information.Schwarmintelligenz




  Die Sache mit der „Schwarmintelligenz“




  Nun, viele Vergleiche hinkten, klangen aber gut. Dieser hier war so einer. Natürlich hatte ein Fischschwarm keine Intelligenz, sondern einen Instinkt. Aber als Taucher fand ich es natürlich faszinierend, in einen Schwarm zu schwimmen und zu beobachten wie er sich öffnete und wieder schloss, als ob es ein einziges denkendes Wesen wäre. Aber in Wahlkampfzeiten, wenn die Sitten rauer wurden, sollte man versuchen, bildhafte Sprache auf Missbrauchsmöglichkeiten hin zu prüfen. So gerne ich in der Vergangenheit den Begriff Schwarmintelligenz verwandte, kamen mir Zweifel, ob ich das auch weiterhin tun sollte. Wikipedia schrieb zum „Schwarmfisch“:




  „Echte Schwarmfische zeichnen sich durch einen konstanten Individualabstand, Desorientierung isolierter Tiere, koordinierte Bewegung des gesamten Schwarmes, Kommunikation zwischen den Individuen des Schwarmes, sowie meist lebenslange Orientierung im Schwarm aus. Im Schwarm schwimmen in der Regel Tiere derselben Art und desselben Alters.




  … Grundsätzlich handelt es sich um Tierarten, die unter hohem Feinddruck leben. Die Arten haben Merkmale, die den Zusammenhalt des Schwarmes fördern, im Fall der genannten Süßwasserarten sind es bestimmte Zeichnungsmerkmale.“




  DIE SCHWARMDEFINITION




  Passte das 2012 und 2013 zu den Piraten?




  … „durch einen konstanten Individualabstand,“… So wie ich die Piraten kennen gelernt hatte, war es ein buntes Völkchen mit Ideen, deren Meinungen so weit auseinander gingen wie wohl kaum in einer anderen Partei Deutschlands. Es gab typische Heimwerker, die lieber am eigenen Computer saßen, und es gab Group-Worker, die sich nur im Chaos einer wild diskutierenden Gruppe wohl fühlten. Also fand sich hier schon der erste Widerspruch.




  „.. fand sich eben keine „koordinierte Bewegung des gesamten Schwarmes“ … Wie sagte der Vorsitzende der Partei in einer Twitter-Meldung {sinngemäß}: „Wir sind unsere beste Opposition“. Also gerade in der Piratenparteikoordinierte Bewegung des gesamten Schwarmes“, denn die Piratenpartei war in einem ständigen Wettstreit über die Richtung und den Inhalt. Ein Ringen um Profil, das längst nicht entschieden war, und das alles andere erzeugte als eine „koordinierte Bewegung des gesamten Schwarms.“




  2013 geändert haben, aber die Piraten waren weit entfernt davon, ähnlich angefeindet zu werden, wie die Partei „Die Linke“ oder die FDP. „… Grundsätzlich handelt es sich um Tierarten, die unter hohem Feinddruck leben.“… Lebten die Piraten unter Feinddruck? Man mochte es nicht so recht glauben. Die Medien waren 2011 bis Mitte 2012, mit Ausnahmen abgesehen, äußerst angetan von den frischen und unverbrauchten Gesichtern und den so gar nicht langweiligen Antworten, wenn es denn Antworten gab. Nein wirklich ernsthafte Feinde hatten die Piraten damals kaum. Das mochte sich im Wahlkampf




  … „Die Arten haben Merkmale, die den Zusammenhalt des Schwarmes fördern ...“ Nun, das war sicher ausgeprägter zu einer Zeit, da die Partei wenige Mitglieder hatte, und diese wie Verschworene mit einem Vokabular kommunizierten, das für Außenstehende kaum verständlich war {, was manchmal bis heute oftmals Fragezeichen in den Augen von Neupiraten erzeugt}. Gab es 2012 und 2013 noch so eindeutige Merkmale? Rein äußerlich könnte es die Affinität zum Netz gewesen sein. Aber diese Affinität betraf eine ganze Generation. Blieb nur die Ausprägung der Beziehung zum Netz. Aber konnte man ein intelligentes Mobiltelefon, ein Notebook, ein Tablet-PC als gemeinsames Merkmal bezeichnen?




  DIE SCHWARMVORTEILE




  Als Taucher wusste man, dass manche Schwärme das Gegenteil von intelligent waren. Da gab es Raubfische und Säugetiere, die ein regelrechtes Schlachtfest unter einem Schwarm anrichten konnten, und in der Lage waren, ihn fast vollkommen zu vernichten. Eben weil im Schwarm die Individualität verloren ging.




  „Der Schutz des Schwarms vor Räubern ergibt sich vor allem daraus, dass ein Räuber nur eine begrenzte Zahl von Fischen im Auge behalten kann und auch nur eine begrenzte Zahl von Fischen fressen kann. Je mehr Fische also zusammen schwimmen, desto geringer wird bei einem Angriff das Risiko für jeden einzelnen Fisch. Andererseits hat ein Schwarm auch Nachteile: Große Schwärme könnten mehr Räuber anziehen als ein kleiner Schwarm oder ein einzelner Fisch. Daher kann auch die Anzahl der Angriffe, und damit das Risiko von einem Räuber gefressen zu werden, mit der Schwarmgröße zunehmen.“




  Sollten sich die Piraten wirklich wie ein Schwarm verhalten? Oder liefen sie dann Gefahr, wenn sie erst einmal in den Fokus von „mächtigen Feinden“ gerieten, dann gerade relativ einfach vernichtet zu werden?




  Ich dachte, was insbesondere Afelia meinte, die sympathische (ehemalige) Geschäftsführerin Marina Weisband, die bei den Piraten ähnlich wie Rudi Dutschke bei den 1968er Linken schon Kultstatus erreicht hatte, bevor er/sie sein/ihr Studium abgeschlossen hatte, bedeutet sogar das Gegenteil.




  Wenn sie von „“ sprach, meinte sie m.E. die vielfältig vorhandene und daher jederzeit austauschbare Kompetenz vieler Piraten. Wird ein Fisch weggejagt, nimmt sofort ein anderer seinen Platz ein. Sie meinte, so glaubte ich sie zu verstehen, die Anpassungsfähigkeit der Partei, die aus unterschiedlichsten Positionen bestand, durch eine intensive Konsensfindungsphase. Vergleichbar mit dem wunderschön anzusehenden Verformen eines Schwarmes, das einem größeren Fisch oder Taucher ausweicht. SchwarmintelligenzSie meinte das spontane Engagement jedes Einzelnen, der nicht auf eine Einladung oder einen Befehl wartet, sondern seine eigene Organisation vor sich her treibt. Sie meinte das Shitstormen, das durch die Reihen ging, wenn es ein Organ der Partei wagte, eine Äußerung verlautbaren zu lassen, für die es keinen Konsensbeschluss gab, ganz wie das Zittern, das manchmal durch einen Schwarm ging, und von dem man nicht genau wusste, was eigentlich die Ursache dafür war.




  POLITISCHE KOLONISTEN?




  So schön das Bild war, hätte man angesichts der möglichen Fehlinterpretationen m.E. zu neuen Bildern greifen sollen. Ich wollte mich nicht erdreisten, ein besseres Bild schaffen zu können, aber mir kam spontan die Idee der „Kolonisten“.




  Kolonisten waren in der Regel Gruppen vollkommen unterschiedlicher Menschen, die sich aber einem gemeinsamen Ziel verpflichtet fühlten. Wikipedia:




  „Die Kolonisation in der Neuzeit kann die Urbarmachung, Besiedelung und Entwicklung bisher ungenutzter Gebiete eines Staates bedeuten. In diesen Fällen wird auch von Binnenkolonisation (-kolonisierung) oder innerer Kolonisation gesprochen.“




  Aber natürlich hatte Kolonisierung auch einen negativen Touch, der mit Ausbeutung und Unterdrückung einherging. Man dachte an Imperialismus und sogar Krieg. Dann wurde Kolonialismus als Herrschaftsprinzip verstanden. Um sich davon eindeutig abzutrennen wäre vielleicht der Begriff: „Politische Kolonisten“ eine passende Wahl gewesen. Piraten besiedelten bisher brach liegende Themen, erschlossen neue Ideen und Gedanken und ihre politische Kolonie wuchs und erschloss bisher unentdeckte Gebiete, oder solche, die längst in Vergessenheit geraten waren.




  Aber das hätte bedeutet, dass die Piraten wirklich neue Themen bearbeiteten, wirklich Meinungsführer in einem politischen Bereich werden mussten. Das war 2012 oder 2013 noch nicht zu erkennen. Denn so sehr die Medien auch bestimmte Arbeitsgebiete hervorhoben, so waren diese doch längst auch von anderen Parteien bearbeitet worden.




  BGE (Bedingungsloses Grundeinkommen) wurde längst in allen Parteien diskutiert, und die Idee wurde nicht zuletzt durch die Bemerkung des Vorsitzenden Schlömer 2013 auf die Ebene der FDP-Definitionen abgedrängt11. Kontrollierte Legalisierung von weichen Drogen und Straffreiheit für Drogenkonsumenten waren Begriffe, die in linken und sogar in konservativen Kreisen Anhänger hatten. Fahrscheinloser Personennahverkehr war sogar eine Forderung der Linken. Und was die Position im Urheberrecht angeht, wurden die Piraten bereits von Forderungen aus der Wissenschaftswelt überholt.




  Einerseits beschwor man den Schwarmvorteil, andererseits erklärten Teile der Partei Menschen den Krieg, die unbequeme Fragen stellten und insistierend anderer Meinung waren. Es entbrannte eine regelrechte Verfolgung von „Störern“. Diese waren manchmal wirklich eine Plage für die Andersdenkenden, sahen sich selbst aber keineswegs als Störer, sondern als „Querdenker“ oder „Zweifler“. Insbesondere das Piratenestablishment jedoch wünschte offensichtlich keine Störungen des eigenen Mainstream und erklärte ihnen unter dem Namen „Troll“, einer entmenschlichenden Bezeichnung, die rassistische Züge trug, den Kampf. Worauf ich natürlich die auftretenden Widersprüche kommentieren musste.




  Der neue McTrollerismus?




  Auf Grund des Blogartikels von Stephan Urbach 12 nahm ich die Gegenposition ein, um auf eine sich m.E. verbreitende Hysterie und übertriebene Reaktion auf so genannte „Trolle“ hin zu weisen. Die Intensität, der Grad der Vorurteile und die Bedingungslosigkeit des „Kampfes gegen die Trolle“ erinnert in manchen Fällen inzwischen an McCarthyismus. Die Gründe, oder sagen wir provokativ Vorwände, mit denen gegen „Trolle“ vorgegangen wurde, ähnelten fatal den Argumenten, die einst von Kinderpornoseitenverfolgern gegen die Piraten verwendet wurden, um das Netz zu zensieren.




  MEINE ERFAHRUNGEN ALS TROLL




  Kaum war ich auf einer Mailingliste der Piraten zum ersten Mal aktiv gewesen, wurde ich von einem Administrator in wüstester Weise beschimpft und man legte mir „Sockenpuppe“ nahe, so schnell wie möglich wieder zu verschwinden. Ich armer Troll hatte gerade mal einen einzigen Kommentar hinterlassen und hatte nicht einmal eine Ahnung was „Sockenpuppe“ überhaupt bedeutete. Offensichtlich hatte der Administrator die Meinung vertreten, dass ich eine ganz andere Person wäre. An einer Aufklärung war er nie interessiert. Ein Treffen oder eine Aussprache um die ich bat, verweigerte er.




  Das war kein Einzelfall. Was Stephan Urbach in seinem Blogbeitrag erwähnte, war die Sicht des inzwischen Etablierten. Desjenigen, der sich wie ein Prominenter des Reallebens die Papparazzi vom Leib halten mussten. Man sollte Mitleid mit den troll-geplagten Netz-Promis haben, so wie man Mitleid mit den Schauspielern haben sollte, die von Paparazzi verfolgt wurden. Aber in beiden Fällen gab es gegenseitige Abhängigkeiten. Ohne „Gute“ Paparazzi keine Popularität. Ohne „brave“ Follower, kein hoher virtueller Status auf der virtuellen Lebensbühne.




  Meine Troll-Karriere war aber mit dem einen Fall nicht beendet. In einem anderen Beispiel wurde ich ein Troll genannt, weil ich eine andere Meinung vertreten hatte als die ML (Mailingliste), und dies durch zu viele Beweise unterlegte, was als Impertinenz angesehen wurde. Jemand der die Richtigkeit seiner Thesen mit Fakten unterlegte war höchst suspekt, wenn doch die Mehrheit anderer Meinung war.




  Ich meinte nicht, dass unflätige Ausdrücke und Beschimpfungen toleriert werden müssten. Im Gegenteil. Aber gerade das wurde von einem trolljagenden Mailinglistenadmin von mir gefordert. Man hielt mir Links mit Benimmregeln unter die Nase, mit denen bewiesen werden sollte, dass man nicht so zimperlich sein dürfte.




  Nein, Fäkalausdrücke und ähnliche Verbalentgleisungen brauchte ich nicht. So was könnte man m.E. sogar automatisch aussortieren, wenn man das denn wollte. Aber wenn ein Kommentator von seiner Meinung überzeugt war, und immer wieder mit neuen und zusätzlichen Informationen „nervte“, konnte das doch kein Grund sein, ihn als Troll zu bezeichnen, was aber immer häufiger passierte.




  GUTE ZENSUR – BÖSE ZENSUR?




  Natürlich regen solche Poster auf. Und manche Mailingliste hatte ich abbestellt, weil ich die Zeit nicht aufbringen wollte, mich damit auseinander zu setzen. Aber das war nun mal die Rückseite der Medaille, mit der man leben musste, wenn man eine Partei der Inklusion, Transparenz und Mitwirkung sein wollte.




  Ich war der Meinung, dass man nicht einerseits gegen ACTA, Überwachungsstaat und Zensur eintreten konnte, und andererseits erklären, dass man selbst aber sehr wohl wüsste, was „Gute Zensur“ wäre. Das hörte sich fatal an wie die Diskussion, ob Waterboarding nun Folter wäre oder nicht, ob es gute Folter gäbe im Gegensatz zu böser Folter.




  Inzwischen hatte das Bundesverfassungsgericht eingesehen, dass es schwierig war, eine Bestrafung bei Verleugnen des Holocaust auszusprechen, ohne gegen das eigene Grundgesetz zu verstoßen. Das Leugnen des Holocaust hätte man vielleicht als das strafrechtlich verfolgbare auf die Spitze-Treiben des Trollens bezeichnen können. Trotzdem war es schwierig, dieses zu verbieten, ohne mit den eigenen Ansprüchen an Freiheit zu kollidieren. Das hätte die Piraten mit ihren nach Außen demonstrierten besonders hohen immer wieder betonten Ansprüchen nach „Freiheit“ nachdenklich machen sollen.




  DER TROLL IST EINE CHANCE




  Wenn das Thema mich interessierte, nahm ich mir ab und zu die Zeit, einen Thread zu verfolgen, in dem ein so genannter Troll sein „Unwesen“ trieb. Mich mit dem Troll auseinander zu setzen hatte zwei Ergebnisse: a) wurde ich gezwungen meine Position zu überprüfen und b) half ich stillen Mitlesern die Argumente des „Trolls“ richtig einzuschätzen. Insofern konnten Trolle auch echte Chancen darstellen, ein viel intensiveres Bild für Mitleser zu schaffen. Man musste sie nur sinnvoll inkludieren und andererseits Zonen der nicht öffentlichen Zusammenarbeit schaffen. Was dann ja auch stillschweigend geschah.




  DER TROLL DAS VERKANNTE WESEN




  Ich beschrieb dann zwei Erfahrungen in der AG Friedenspolitik der Piratenpartei, die die Vielschichtigkeit des Themas „Trolls“ beleuchtete.




  Da meldete sich ein Teilnehmer. Er war in eine Richtung fundamentalistisch und wohl in anderen AGs und Gruppen bereits „ausgesondert“ worden. Mit unendlicher Geduld ließ der Koordinator den „Neuen“ seine Argumente über eine gewisse Zeit vortragen, bremste ihn dann aber höflich und nett aus und bat um Mitarbeit am aktuellen Thema in einer zielgerichteten und konsensorientierten Weise. Der „Neue“ machte dann noch einen Anlauf, wurde aber höflich gebeten, seine Thesen schriftlich einzureichen, damit man dann darüber an einem separaten Termin diskutieren konnte. Leider meldete er sich nicht mehr. Und das leider war, mitten in einem Seufzen der Erleichterung, doch ernst gemeint. Denn nur wenn man in der Lage ist, sich mit extremen Positionen auseinander zu setzen, kann man sicher sein, nichts zu übersehen.




  Im zweiten Fall handelte es sich um einen Fundamentalisten der entgegen gesetzter Richtung. Auch hier hatten die Mitglieder der AG und der Koordinator erstaunliche Geduld. Eine Geduld, die aber die Person honorierte. Denn ein solches Verhalten nicht gewohnt, verstummte er nach einer gewissen Zeit, und arbeitet dann sogar konstruktiv mit. Wenn er dann fehlte, vermisste man ihn sogar.




  Beide Fälle hatten Zeit gekostet. Und auch Nerven. Aber beide Fälle hatten auch gezeigt, dass man mit so genannten Trollen auch anders umgehen konnte. Meiner Meinung nach hätte diese Kultur der Inklusion zur Piratenpartei gehören müssen, wollte sie den eigenen Ansprüchen genügen.




  Im „Rausch der Eroberung der (Landes-)Parlamente“ sah ich Anzeichen, dass die Behauptung der Vorteilhaftigkeit von „direkterer Demokratie“ durch Mitglieder- statt Delegierten-Parteitagen kritisch zu sehen war.




  





  Trollbekämpfer als Mobber entlarvt




  Die Gruppe um die Zuse-Crew in Berlin war sicher nicht als anarchistisch oder links-orientiert bekannt. Man konnte sie vielleicht als radikalliberale Technokraten ansehen. Aber auch ihnen haftete der Makel des Trollens an. Darüber berichtete zuletzt Simon Lange in seinem Blog am 16.07.201313. Nachdem er das Konzept eines eigenen PGP-Schlüssel-Server 14 erklärt hatte und wie seine Crew Hilfe bei der Schulung von Interessierten in den von der Piratenpartei geplanten „Crypto-Schulungen“ angeboten hatte:




  Allerdings dauerte es nicht lange bis sofort die “üblichen Verdächtigen” ihr schmutziges Spiel des Mobbing begannen. Namentlich: Stephan Urbach (Mitarbeiter Piratenfraktion Berlin), Birgit @Rya Rydlewski (MdL NRW), Sascha @Telegehirn Klein, MdL NRW Daniel Schwerd, Berlin-Kandidatin BTW13 Laura @schwarzblond Dornheim, Harry Liebs, ekelias, MdL Berlin Simon Weiß, Berlin-Kandidatin BTW13 Miriam Seyffarth, Julia Schramm, Katja Dathe (zukünftige GF Piratenfraktion Berlin) und weitere Personen aus dem Landesverband Berlin.


  Die unterstrichenen Personen sind bereits mehrfach durch massives Gruppenmobbing aufgefallen.




  Er zeigte in seinem Blog die entsprechenden Twitter-Aussagen der besagten Personen und fuhr dann fort:




  Beinahe genauso schlimm wie die Mobber selbst sind die “mitmobbenden” Trittbrettfahrer. Hier namentlich Andreas @Housetier84 Krämer (Beisitzer Vorstand LV Bremen), Lara @sofakante Lämke (Stellv. Vorsitzende Vorstand Thüringen), Michael @icke2AIDA Konrad, Oliver @olliwaack Waack (noch Gebietsbeauftragter Pankow), Patrick @prauscher Rauscher, Thorsten @Cyberkalle Grünberg und viele andere.




  Er schrieb dann weiter, welche Auswirkungen dieses Mobbing auf die Crew und seine Unterstützer hatte.




  Meine/Unsere Unterstützer kommunizieren mit mir aber auch mit der Crew meist nicht öffentlich um Stigmatisierungen mittels Rufmord, Verleumdung und Beleidigungen durch die vorgenannten Personen zu entgehen. Ich habe vollstes Verständnis.




  Der Bundesvorstand, der dieser asozialen, unpiratigen und oftmals kriminellen Entwicklung bereits seit 2010 zuschaut ohne zu handeln, möge sich erklären warum er nicht entsprechend entgegenwirkt und auch ggf. LandesVorstände aber auch Mitglieder des Bundesvorstands für ihr Verhalten rügt. Gerade Repräsentanten haben sich an dererlei Aktivitäten nicht zu beteiligen sondern aktiv entgegen zu wirken. (sic)




  Für Interessierte: Der Blog wird upgedatet mit neuesten Mobbing-Informationen.




  Wenn von Mobbing und Verleumdung die Rede war, tauchten immer wieder die gleichen Namen auf. Ohne dass es irgendeine Reaktion des Vorstandes gab. Teilweise war er selbst aktiv involviert. Aber auch die so genannte Basis schien taub und stumm zu sein.




  Wer diesen Blog verfolgt15, wird bekannte Namen wieder finden und, soweit er nicht bereits pervertierte, sich verwundert die Augen reiben, welcher Geist Teile der Piratenpartei beherrschte.




  




  




  




  




  




  




  




  




  




  Die Probleme der Formalien in der Basisdemokratie




  Am 24.03.2012 fand in Münster der Landesparteitag der Piratenpartei NRW statt. Dort sollten die Kandidaten der Landesliste für die Landtagswahl am 13.05.2012 nominiert werden. Die Wahl war notwendig geworden, da die Rot-Grüne Regierung in Düsseldorf vorzeitig gescheitert war, und keine Mehrheit mehr erreichen konnte. Deshalb war der einzige Ausweg die Auflösung des Parlaments und Neuwahlen.




  Um rechtzeitig Kandidaten benennen zu können, musste die Piratenpartei einen Nominierungsparteitag innerhalb von 14 Tagen durchführen. Daher wurden Einladungen an die ca. 2081 stimmberechtigten Mitglieder verschickt. Davon akkreditierten sich ca. 450 am Samstag zum Parteitag. Das war eine Wahlbeteiligung von ca. 20-25%. Wäre das nicht eine Wahlbeteiligung, die man in demokratischen Systemen mit einem Naserümpfen bedenken würde?




  DAS QUORUM PROBLEM




  Bei Abstimmungen im deutschen Bundestag gab es ein Quorum von 50%. In Volksentscheiden, der Mutter aller basisdemokratischen Verfahren, wurden folgende Mindestzustimmung gefordert:




  50 %: Saarland


  33 %: Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpommern


  25 %: Berlin, Brandenburg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen


  20 %: Bremen, Hamburg


  15 %: Nordrhein-Westfalen


  Lediglich Bayern, Hessen und Sachsen kannten kein Zustimmungsquorum.




  Die Piratenpartei selbst erklärte, dass im Fall von Baden Württemberg ein Zustimmungsquorum auf 25% abgesenkt werden sollte.16 Zustimmungsquorum, wohlgemerkt. D.h. es müssten mindestens 25% der Wahlberechtigten für eine Entscheidung stimmen.




  Im Fall des Landesparteitags aber waren nur ca. 22% der Wahlberechtigten überhaupt anwesend. Der Rest war von der Entscheidung ausgeschlossen. Was durchaus mit den geltenden Regeln für Parteitage (die zwischen 10% und 5% lagen) übereinstimmte.




  NIEDRIGES QUORUM = BASISDEMOKRATISCH?




  Die Piraten behaupteten, dass Mitgliederversammlungen basisdemokratisch wären, weil jeder mitmachen könne. Nahmen dabei in Kauf, dass der größte Teil der Mitglieder hierdurch von den Entscheidungen ausgeschlossen wurde.




  Die Frage war, ob sich ein so niedriges Quorum mit der Idee der Führung der Partei durch die Basis in Einklang bringen ließ. Denn effektiv wurde dann die Partei NICHT von der Basis, sondern nur von 5 oder 10% der Mitgliedern, im obigen Fall von 22% der Mitglieder geführt. Und die Zusammensetzung dieser Mitglieder bestimmte Zeit, Geld, Ort des Parteitages. Weshalb man unter der Hand auch von „Busdemokratie“ sprach. Je mehr Busse eine politische Einheit zum Parteitag schicken konnte, desto größer der Einfluss, insbesondere bei Listenwahlen.




  DIE ZWICKMÜHLE




  Hier setzte die Kritik der Befürworter von Delegationskonferenzen an. Werden Delegierten, z.B. durch Briefwahl oder auf andere geeignete Weise, durch eine größere Zahl von Mitgliedern bestimmt, so die Begründung, würde dies ein besseres Bild der Meinung der Mitglieder wieder spiegeln.




  Tatsächlich war es für Mitglieder äußerst ärgerlich, wenn sie gerne mitgestimmt hätten, aber einfach nicht konnten. Sie mussten sich darauf verlassen, dass die Vertretung durch die anderen Mitglieder repräsentativ war. Aber ein unguter Geschmack war immer vorhanden.




  Die Befürworter einer direkten Beteiligung der Mitglieder wandten ein, dass auf diese Weise die Einflussnahme eines Mitgliedes direkter und eindeutiger war. Besonders Minderheitenmeinungen würden sich direkter und besser vertreten lassen. Aber wie wir in diesem Buch noch sehen werden, war dies in der Praxis unzutreffend und hing weitgehend von der Konzilianz der Versammlung und seiner Leitung ab.




  BEDARF EINER LÖSUNG




  Als Pirat musste man feststellen: Die Situation war insgesamt unbefriedigend und musste überprüft werden. Insbesondere im Fall von Kandidatenwahlen bestand die Möglichkeit, sich schon vor dem eigentlichen Wahltag zu informieren und eine Meinung zu den Kandidaten zu bilden. Ohne auf die möglichen Fallen der gesetzlichen Vorschriften eingehen zu wollen, hätte es doch möglich sein müssen, ein Prozedere zu finden, nach dem Kandidaten per Briefwahl oder auf andere Art gewählt werden konnten. Auf diese Weise hätten sich wesentlich mehr Mitglieder an der Entscheidung beteiligen können.




  Sicher gab es viele Einwände. Aber wenn man eine Lösung hätte finden wollen, war dies wirklich unmöglich? Wollte man keine Spontanbewerbungen ausschließen? OK, dann hätte der Wahlzettel am heimischen Computer nach dem Schließen der Bewerberliste ausgedruckt werden können, und wenn man ihn am gleichen Tag unterschrieben und mit Kopie des Personalausweises per Post abgeschickt hätte, wäre er am ersten Werktag danach bei dem Wahlleiter vorgelegen. Nicht möglich? Natürlich war das ein spontaner Lösungsansatz, nicht der mit der Kompetenz von Fachleuten erarbeitete. Aber aus unerfindlichen Gründen wurde gar nicht ernsthaft versucht die Beteiligung der Mitglieder (anders als über leicht manipulierbare LQFB-Abstimmungen) zu verbreitern.




  ELEKTRONISCH NICHT MÖGLICH?




  Und ausgerechnet in der technikaffinen Piratenpartei herrschte die Überzeugung vor, dass digitale Abstimmungsmöglichkeiten nicht realisierbar wären.




  In diesem Zusammenhang musste ich an das neue PIN-Nummern-System bei einigen Banken denken. Sie sandten nun die TANs, also die elektronischen Unterschriften für Banktransaktionen, per SMS an eine Mobiltelefonnummer, die der Kunde registriert hatte. So identifizierten sich die Kunden mit einer PIN, um Zugang zum System zu erhalten und unterschreiben dann ihre Aktivitäten mit einer TAN.




  Die Frage die sich stellte war, ob mit Hilfe der Kombination von Computer, Mobiltelefon und SMS nicht doch eine elektronische Abstimmmöglichkeit hätte geschaffen werden können, wenn sogar Banktransaktionen auf diese Art möglich waren.




  ALTERNATIVE DELEGATION




  Eine Alternative wäre gewesen, den Mitgliedern die Möglichkeit zu geben, einem anderen Mitglied eine Delegation zu erteilen. Aber aus nie wirklich deutlich gemachten Gründen wollte das Establishment der Partei niemals darüber diskutieren.




  In der Verarbeitung der Erlebnisse während des Wahlkampfes konnte ich nicht übersehen, dass meine ursprünglichen Annahmen von Basisdemokratie zu gewissen Teilen in der Piratenpartei zu hinterfragen waren.




  




  




  
Opferte die Piratenpartei Demokratiebeteiligung auf Altar der Nominierung?





  Nach überstandenem Kater von einer Wahlparty, und zwei Tagen Abstand von einem Nominierungsparteitag, der im Prinzip einen zufrieden stellenden Ausgang genommen hatte, ließ sich bei mir das Gefühl eines politischen Katers einfach nicht verdrängen. Zu viele Eindrücke und Fragen hatten die Tage aufgeworfen, die diskutiert und gelöst werden sollten.




  GEFAHREN FÜR DIE GLAUBWÜRDIGKEIT




  Wir wussten sehr gut, dass Priester, die ihre Religion wechseln, oft die entschlossenen Feinde ihrer früheren Religion wurden. Zu sehr fühlten sie sich verraten und belogen, wenn sie erkannten, oder glaubten zu erkennen, was die Wahrheit wirklich war. Rosenkriege waren umso heftiger, je stärker und hingebungsvoller sich das Paar vorher geliebt hatte. Und Wähler würden umso schneller und radikaler ihre Meinung ändern, je stärker sie glaubten, „betrogen“ worden zu sein. Das vielleicht beste Beispiel für einen solchen Vertrauensentzug stellte der regelrechte Absturz der FDP dar, oder auch der Niedergang der SPD nach Einführung der Agenda 2000.




  Gefahr für die Glaubwürdigkeit entstand aus dem Erkennen, oder scheinbaren Erkennen, von Widersprüchen, die aus dem Unterschied zwischen Versprechungen und Taten resultieren. Hielt die Piratenpartei was sie verspricht? Eines ihrer größten und wichtigsten Versprechungen war das von




  BASISDEMOKRATIE UND BETEILIGUNG




  Bereits in meinem Beitrag über Mandatsbewerber 17 hatte ich die Frage aufgeworfen, ob es sinnvoll war, „Stallgeruch“ als Auswahlkriterium zuzulassen. Und dann 18 warnte ich davor, einen Spalt zwischen Neu-Mitglieder und Alt-Mitglieder zu treiben. Am ersten Tag des Nominierungsparteitages wies ich dann darauf hin, dass die Behauptung, dass die direkte Wahl von Mandatsträgern basis-demokratischer wäre als diejenige durch Delegationen, noch durch Maßnahmen verstärkt werden müsste, um zu überzeugen 19.




  Nach dem Ende des Parteitages stand die Piratenpartei vor einer respektablen Liste, die vielleicht in einem anderen Verfahren im Wesentlichen genauso ausgefallen wäre. Und bis auf regionale Unzufriedenheiten über zu geringe Repräsentation in der Liste, hörte man kaum Klagen. Dem aufmerksamen Beobachter dürfte aber nicht entgangen sein, dass die Abstimmungen unter einem hohen Erfolgsdruck gestanden hatten. Das Motto war ausgegeben worden:




  Die Liste musste fertig werden, koste es was es wolle.




  Aber wie war dieses Ergebnis zustande gekommen? War das wirklich basisdemokratisch und mit maximaler Beteiligung der Mitglieder?




  Fehlender Minderheitenschutz




  Zunächst fiel auf, dass nur ganz wenige Bewerber wirklich „gegrillt“ wurden. Regelmäßig wurde die Forderung von Mitgliedern, Fragen stellen zu dürfen, mit einer einfachen Mehrheit abgeschmettert. Eine Mehrheit, die schon dadurch motiviert worden war, dass man immer wieder betonte, dass unbedingt die Liste fertig werden müsste, und man daran denken sollte.




  Hier wurden Minderheiten gnadenlos beiseite gedrängt. Ein Quorum von 5% oder vielleicht sogar 10% für eine Befragung wäre vielleicht noch hinnehmbar. Eigentlich aber sollte im Falle einer Personalwahl überhaupt kein Quorum bestehen. Zu sensibel, zu wichtig war eine solche Wahl.




  Natürliche gab es tausend Gründe dagegen. „Er hätte sich früher melden können“, hätte in die Mailingliste oder über das vorherige Grillen eingreifen können, usw. Aber möglicherweise wollte oder konnte der Fragesteller dies nicht, weil die einzigen, die entschieden, waren die Mitglieder, die hier und jetzt in der Versammlung saßen. Alles was vorher gelaufen war, war Schall und Rauch, unwichtig. Und diese Entscheider hatten nicht alle Grillings und Wiki-Einträge oder Mailinglisten verfolgt. Die entschieden jetzt und hier auf Grund ihres persönlichen Eindrucks. Ein wesentlicher Nachteil der „direkten“ Demokratie und von Mitgliederversammlungen.




  An den Pranger stellen




  Die Kandidaten, gegen die dagegen, wie der Anschein entstehen konnte, eine abgesprochene Anzahl von Mitgliedern eine Befragung erzwang, wurden durch diese negative Selektion regelrecht an den Pranger gestellt. Crissie brachte es in gespielter Naivität in einer Frage auf den Punkt:




  „Was hast du verbrochen, dass du jetzt hier gegrillt wirst“. …




  Ist das gute demokratische Praxis, oder politische Hexenjagd?




  Basisdemokratische Entscheidung oder Entscheidung einer Gruppe?




  Wir erinnern uns, dass nur knapp 25% der wahlberechtigten Parteimitglieder anwesend waren. Zusätzlich ergab sich für unbedarfte Zuschauer der Eindruck, dass sich Gruppen abgesprochen hatten. Waren bestimmte Kandidaten „zum Abschuss frei gegeben“ worden? Durch die gezielte Handlung dieser Gruppen, die eine Befragung erzwangen, ergab sich folgende Situation, die auf Grund der Prozedere zu erwarten gewesen war:




  Die Mitglieder, die sich nicht sicher waren, wählten erst einmal die Befragten sicherheitshalber nicht. Stattdessen passierte durch die Art des gewählten Wahlverfahrens, der Akzeptanzwahl, genau das gleiche wie in anderen Parteien: Das bekannteste Gesicht, das sich am wenigsten hat „zuschulden“ kommen lassen, wurde gewählt. Wobei es natürlich auch Ausnahmen gab, wie die des Spitzenkandidaten, der auf Anhieb die 50% Hürde überwand, noch bevor die Mitglieder eindringlich auf die Wichtigkeit hingewiesen worden waren, unbedingt mindestens über 40 Kreuze zu machen, damit „die Liste voll wird“.




  Die Sache mit der Dauer der Parteizugehörigkeit




  Es schien fast so, als ob Mitglieder der Meinung wären, dass ein Listenmandat die Belohnung für Parteiarbeit wäre. So etwas klingt genau wie das, was die Piraten an den etablierten Parteien so bemängelten, deshalb taten die Organisatoren gut daran, diesen Anschein zu bekämpfen. Aber die entsprechenden Äußerungen klangen wie Lippenbekenntnisse, überzeugten nicht wirklich




  So klangen die Fragen nach den „ tatsächlich so platt und dumm wie die Frage nach dem längsten Schw… wie ja andere Piraten bereits festgestellt hatten. Tätigkeiten“ für die Partei und nach der Dauer der Parteizugehörigkeit




  Was hätten wohl die einstigen Weggefährten der 1968er Generation über Joschka Fischer gesagt, wenn sie damals gewusst hätten, wie vehement er sich später, für präventiven Krieg und Gewalt aussprach? Oder was hätten die einstigen Weggefährten von Otto Schily wohl gesagt, wenn sie damals gewusst hätten, wie er sich politisch entwickelte? Oder was würden wohl seine SPD-Genossen 1956 gesagt haben, wenn sie damals gewusst hätten, dass Mahler einmal in die NPD eintreten würde? Länge der Parteizugehörigkeit eine Auszeichnung oder Garantie für Qualität? Eine Garantie für zukünftige Qualität?




  ÄNDERUNGEN NOTWENDIG




  Trotz der Mängel bei der Entstehung stellte die Parteiliste eine gute Mischung aus Idealisten, zukünftigen Karrierepolitiker und aufrechten Parteisoldaten dar. Insofern war alles im Lot? Ich war der Meinung, dass die Piraten sich schleunigst Verfahren und Methoden ausdenken sollten, die




  a) weniger anfällig für mögliche verschleierte zukünftige Manipulationsversuche durch Gruppen oder Strömungen in der Partei waren und




  b) eine stärkere Repräsentanz wirklich aller Parteimitglieder ergaben.




  Weiterhin sollte man überlegen, ob bei einer Akzeptanzwahl wirklich so viele Kandidaten zugelassen werden, die dann offensichtlich „nicht akzeptabel“ waren. Das erzeugte für diese einen Makel, ein Brandmahl. Und vielleicht grundlos, und nur weil die Masse „sicher gehen“ wollte. Wenn man ein Akzeptanzverfahren wählte, sollte man so viele Kandidaten zulassen, wie man auf der Liste haben wollte, und eine Mindestzahl an abzugebenden Stimmen vorschreiben, damit alle Kandidaten gewählt, aber durch die unterschiedliche Zahl der abgegebenen Stimmen eine Reihenfolge auf der Liste hergestellt werden konnte.




  Wie man die Vorauswahl traf, darüber lässt sich sicher streiten und eine Lösung finden. Klar war, dass möglichst ALLE Parteimitglieder an diesem Vorauswahlprozess beteiligt werden mussten.




  WIRD ERFOLG IN DEUTSCHLAND NACHHALTIGER?




  Blick nach Schweden: Der Vergleich zwischen 7% Europawahl und 0,7% Nationalwahl war etwas unfair, weil die Wähler der schwedischen Piratenpartei von vornherein zum Ausdruck gebracht hatten, dass sie die Piraten als internationale Kraft und im Europaparlament eher als im nationalen Parlament sahen. Es war in Schweden wohl weniger eine Frage des Verlustes an Glaubwürdigkeit. Ich warnte trotzdem, dass die Piratenpartei ein solches Schicksal in Deutschland ereilen würde, wenn sie nicht von vornherein auf einen Erhalt von Glaubwürdigkeit achteten.




  Der Absturz in den Umfragen, den die Partei zum Ende 2012 zu verzeichnen hatte, war ein Anzeichen, dass meine Vermutungen von Anfang 2012 bestätigt wurden.




  Glaubwürdig wurde man nicht, indem man Nerdbegriffe benutzte und unflätige Ausdrücke, um andere Meinungen zu verunglimpfen. Auch nicht indem man sich mit hippen Nicks schmückte. Glaubwürdigkeit gewann man, indem man Kritik zuließ, sie aufiff, und als Hinweis verstand, wie man sich verbessern konnte. Glaubwürdigkeit gewinnen hätte bedeutet, gerade jenen Mitgliedern zuzuhören, die neu in die Partei kamen. Glaubwürdigkeit gewann man, indem man das tat, was man selbst von anderen forderte. Und auf Dauer konnte man nur glaubwürdig sein, wenn man keine zu hohen Erwartungen weckte.




  Glaubwürdigkeit bedeutete einen ständigen Kampf zu führen gegen die eigene Trägheit, die eigene Eitelkeit, die Beeinflussung durch Ja-Sager und Karrieristen. Wenn die Piratenpartei das geschafft hätte, und sogar noch in der Lage gewesen wäre, ein wirklich alternatives Parteiprogramm auf die Beine zu stellen, hätte sie die Parteienlandschaft dauerhaft verändern können. Gegen alle Punkte wurde in der Piratenpartei verstoßen. Und so drohte ihr das Schicksal der Piratenpartei in Schweden. 20




  Ein weiterer Kritikpunkt war die Tatsache, dass die Piratenpartei keinerlei Bedenken gegenüber dem herkömmlichen Politikbetrieb und der Zusammensetzung der Parlamente hat. Zwar wurde heftig über Geschlechts-Quoten gestritten, aber niemand schien sich dafür zu interessieren, für eine die Gesellschaft insgesamt repräsentative parlamentarische Vertretung einzutreten.




  Deutschland, die Beamtendemokratie?




  Schon am 08.10.1998 hatte die Zeit in einem Artikel über „Die Macht der Beamten“ im Bundestag festgestellt:




  „De facto liegt der Anteil der Beamten sogar noch um einiges höher. Da sich unter den 669 Parlamentariern viele Berufspolitiker mit beamtenähnlicher Rechtsstellung befinden, dürfte die parteiübergreifende Fraktion der Staatsdiener annähernd die Fünfzig-Prozent-Marke erreicht haben.“ 21




  Diese Dominanz eines Berufsstandes in den Parlamenten, nicht nur dem Bundestag, war eine höchst bedenkliche Situation. Sie konnte durchaus als gefährlich für die Demokratie angesehen werden, denn diese Situation addierte sich zu der Tatsache, dass Deutschland keine wirkliche Trennung zwischen den staatlichen Gewalten realisiert hatte.




  DIE ZUSAMMENSETZUNG DES BUNDESTAGES




  Wenn man die aktuelle Zusammensetzung des deutschen Bundestages ansah, erkannte man, dass sich seit 1998 nicht viel geändert hatte. 22 Wenn man das Schaubild betrachtete, wunderte man sich, dass die absolute Mehrheit der Bevölkerung, nämlich der Teil, der unselbständig in Wirtschaftsbetrieben arbeitete, mit unter 10% im Bundestag vertreten war. Dagegen wurde der Bundestag dominiert durch Abgeordnete, die Beamte waren, oder aus beamtenähnlichen Berufssituationen kamen (46,5%). Die zweitwichtigste Berufsgruppe war die der Selbständigen und freiberuflich Tätigen (35,5%). D.h. 82% der Abgeordneten vertraten die gesellschaftliche Sichtweise des Öffentlichen Dienstes oder vergleichbarer Berufe und von selbständigen Unternehmern.




  Der Grund war schnell gefunden, wenn man als Mitglied einer der anderen Berufsgruppen versuchte, sich politisch zu engagieren. Der Grund konnte mit einem Satz ausgedrückt werden: Es fehlte schlicht die Zeit und das Geld. Der Zeitaufwand, den z.B. unselbständig Tätige aufbringen mussten, um die Familie zu ernähren, um allen Familienmitgliedern eine angemessene Schul- und Berufsbildung zukommen zu lassen, war noch größer als in der Vergangenheit. Die Theorie, die Gesetzeslage und die Praxis klafften so weit auseinander wie noch nie.




  Da gab es den Angestellten, der durfte offiziell gar nicht mehr als 10 Stunden am Tag arbeiten, weil andernfalls der Vorgesetzte strafrechtlich belangt werden konnte, falls er auf dem Heimweg übermüdet einen Unfall verursachte. Um trotzdem seine Ziele zu erreichen, und dadurch nicht durch Gehaltsabzug bestraft zu werden, stempelt er eben aus und ging dann wieder zurück an seinen Arbeitsplatz, um doch noch zwei oder drei Stunden länger zu arbeiten.23 Oder da war der LKW-Fahrer, der im Fernverkehr unterwegs war, und an seinen freien Tagen versuchte zusätzlich Geld zu verdienen, indem er bei einem befreundeten Bauunternehmen half, Gärten und Wege anzulegen. Und da war die Arzthelferin, die nebenbei zwei Putzstellen hatte, und dann noch alte Menschen besuchte und für sie einkaufte, weil die sonst niemanden mehr hatten, der für sie einkaufte. Alle diese Menschen hatten eine Familie, Kinder, ein soziales Umfeld. Und sie hatten gesundheitliche Bedürfnisse, sollten eigentlich Freizeitsport treiben, sich gesund ernähren. Wie sollten diese Menschen Zeit aufbringen, nicht nur sich politisch zu informieren, sondern auch noch zu engagieren?




  Welche Vorteile hatte ein Beamter, der sich um ein politisches Mandat bemühte? Ein Beamter konnte z.B. für den Bundestagswahlkampf zwei Monate Urlaub bei Weiterzahlung der Bezüge erhalten. Angestellte in der freien Wirtschaft hatten zwar ein Anrecht auf Sonderurlaub, aber natürlich ohne Bezüge. Und ein Mitarbeiter, der diesen Urlaub nutzte, musste in nicht wenigen Betrieben fürchten, auf eine Liste gesetzt zu werden, die jene Mitarbeiter enthielt, die bei der nächsten Entlassungswelle ganz zu Beginn ausgesondert wurden. (Ausgenommen waren natürlich solche, die sich für Parteien engagierten, die den entsprechenden Arbeitgebern wohl gesonnen waren.)




  Ein Beamter, der nach einer Legislaturperiode nicht mehr zur Wahl antrat oder nicht gewählt wurde, hatte ein Anrecht darauf, einen adäquaten Arbeitsplatz einzunehmen. Einen Arbeitsplatz, der seiner Tätigkeit vor dem Ausflug in die Politik entsprach. Der Angestellte eines Wirtschaftsbetriebes stand dann zunächst vor dem Aus, insbesondere, wenn er für eine Partei Politik gemacht hatte, die vielleicht nicht für Wirtschaftsinteressen, sondern für Arbeitnehmerinteressen eingetreten war.




  Man brauchte wohl nicht weiter über die privilegierte Stellung von Beamten zu schreiben, jeder kannte sicher genügend Beispiele, die aufzeigten, warum die Parlamente durch Beamte dominiert wurden. Die Frage war, ob man das tolerieren konnte.




  BEAMTENSTAAT STATT REPRÄSENTATIVE DEMOKRATIE?




  Deutschland sollte ein föderaler Staat mit repräsentativer Demokratie sein. Repräsentativ bedeutete, dass nicht der Souverän, das Volk, politische Sachentscheidungen fällten, sondern Vertreter, die das Volk repräsentierten. Wikipedia schrieb dazu:




  „Nun ist „das Volk“ aber keine Einzelinstanz mit einem freien und gleich gerichteten oder gar homogenen Willen, sondern eine große Anzahl von gleichberechtigten Individuen, von denen jedes seinen eigenen Willen hat. Aufgabe demokratischer Systeme ist es also, sich so zu organisieren, dass dabei die Einzelinteressen ausgeglichen werden und sich die Entscheidungen nach einem mutmaßlichen Gesamtwillen richten.“ 24




  Wie konnte aber dieser unterschiedliche Willen wirklich vertreten werden, wenn wir über 80% der Vertreter aus Berufen sahen, die nie die Zwänge der Menschen kennen gelernt hatten, die unselbständig in Wirtschaftsbetrieben tätig waren?




  Weiter gedacht konnte man sich beispielweise die Frage stellen, ob es jemals zu der Durchsetzung des „Neo-Liberalismus“ in Deutschland gekommen wäre, wenn nicht Beamte und Selbständige in Deutschland die Politik gestaltet hätten.




  DIE MÄNNER DES KÖNIGS




  Die Beamten wurden in absolutistischen Monarchien einst „Die Männer des Königs genannt“ (Sorry, war vor der Zeit der Geschlechtergleichstellung). Damit wollte man zum Ausdruck bringen, dass die Beamten die Überbringer des Willens des Souveräns waren. Heute sollte das Volk bzw. die wahlberechtigten Bürger der Souverän in Deutschland sein.




  Um die Willkür der Herrscher und ihrer Vollstrecker zu begrenzen, waren schon 1748 die Grundsätze der Gewaltenteilung entwickelt worden. Und zu Beginn des 20. Jahrhunderts hatte man sich sehr bemüht diese Grundsätze der Gewaltenteilung in das Staatsrecht einzuführen. Wikipedia schreibt:




  „Gewaltenteilung … ist die Verteilung der Staatsgewalt auf mehrere Staatsorgane zum Zwecke der Machtbegrenzung und der Sicherung von Freiheit und Gleichheit.“ 25




  GEWALTENTEILUNG IN DEUTSCHLAND?




  Die Gewaltenteilung in Deutschland wurde aber bis heute nicht erfüllt. Dies zeigte sich beispielhaft an drei Tatsachen:




  1) Wenn eine Regierung ein Gesetzt erließ, welches gegen das Grundgesetz verstieß, wurde niemand, der an dem Gesetzgebungsprozess beteiligt war, dafür zur Rechenschaft gezogen. Höchstens erteilte das Verfassungsgericht eine Rüge und forderte auf, den Mangel in einem bestimmten Zeitraum zu beheben. Oft bzw. meist blieb das Gesetz bis dahin in Kraft. Niemand wurde für den Fehler zur Rechenschaft gezogen. Verstöße gegen das Grundgesetz wurden nicht geahndet. Obwohl ein Verstoß, der aus der Machtposition des Regierens heraus begangen wurde, wesentlich gefährlicher für den Staat war, als z.B. die Tat eines einzelnen politischen Extremisten, oder selbst einer Extremistengruppe. Das lehrte uns zumindest die Geschichte.




  2) Es gab keine Anklagebehörde, die unabhängig von der Exekutive war. Welcher Staatsanwalt würde seinen eigenen Vorgesetzten anklagen? Richter Udo Hochschild vom Verwaltungsgericht Dresden erklärt denn auch:




  „In Deutschland ist die Justiz fremdbestimmt.26 Sie wird von einer anderen Staatsgewalt – der Exekutive – gesteuert, an deren Spitze die Regierung steht. Deren Interesse ist primär auf Machterhalt gerichtet. Dieses sachfremde Interesse stellt eine Gefahr für die Unabhängigkeit der Rechtsprechung dar. Richter sind keine Diener der Macht, sondern Diener des Rechts. Deshalb müssen Richter von Machtinteressen frei organisiert sein. In Deutschland sind sie es nicht.“ 27




  (Deshalb war einer der wichtigen innenpolitischen Forderungen der AG Friedenspolitik, dass es eine unabhängige Anklagebehörde geben musste, die Politiker und Beamte auch strafrechtlich zur Verantwortung zog, wenn diese z.B. gegen die Verfassung oder von Deutschland übernommene internationale Gesetze verstießen.)




  3) Beamte schrieben Gesetze im Parlament, sie setzten sie in den Gemeinden, in den Ländern und im Bund durch, und beamtete Richter hatten anschließend darüber zu entscheiden. Wurden Politiker bzw. Beamte für den neuen EU-Rettungsschirm tätig, sollten sie gar gleich einmal eine im Voraus erteilte Amnestie erhalten.




  DILEMMA POLITIKBETEILIGUNG




  Schon seit über 50 Jahren wurde das Dilemma der nicht realisierten Gewaltenteilung in Deutschland erkannt und bemängelt. 28 Und dennoch wurde Gewaltenteilung niemals wirklich realisiert. So wenig wie die Durchsetzung von Anti-Korruptionsregeln für Abgeordnete. 29 Die Kontroverssendung des Bayrischen Rundfunks deutete darauf hin, welche Gründe das haben könnte. Während Beamte in Bestechungsfällen Verantwortung übernehmen mussten, und strafrechtlich belangt werden konnten, waren sie das nicht, wenn sie als Abgeordnete im Bundestag saßen.




  Und so waren es seit über 50 Jahren eben immer die gleichen Berufsgruppen, die sich selbst regierten und über sich selbst urteilten. Und eine Änderung war nicht in Sicht, und das schien niemanden wirklich zu stören. Denn „jedem steht es ja frei, sich politisch zu beteiligen“.




  Die Grundrechte, die einmal so schön klangen, und immer noch gerne von den Regierungen Deutschlands in Broschüren-Form verteilt wurden, waren längst durch Ausführungsgesetze, Verordnungen und Vorschriften so verbogen worden, dass man sie in der alltäglichen Praxis nicht mehr erkannte.




  Dann fiel ein ein, dass seit Jahrzehnten auch immer wieder die Forderung aufgestellt wurde, dass Bürokratie abgebaut, und z.B. Finanzgesetze vereinfacht werden müssten. Und was passierte? Zuletzt hatte die Schwarz-Gelbe Regierung sogar eine Förderung armer Kinder beschlossen (Leistungen für Bildung und Teilhabe ab 1. Januar 2011), deren administrativer Aufwand so lächerlich hoch war, dass man sich wirklich fragte, wessen Interessen hier vertreten wurden.




  Aus unerfindlichen Gründen hatte noch kein Bundestag dieses Herkuleswerk des Bürokratieabbaus geschafft. Angesichts des Anspruchsdenkens der deutschen Bürger keine einfache Aufgabe. Aber man war in der Lage das Grundgesetz zu ändern, Kriege zu führen, die Wehrpflicht abzuschaffen, Atomenergie ab- dann wieder an- dann wieder abzustellen. Jedoch gab es scheinbar ein unsichtbares Schutzsystem für Regulierungswut und Bürokratismus. Wundert uns das wirklich, wenn wir sehen, wer Gesetze machte, wer sie umsetzte, und wer über die Umsetzung richtete?




  Was wir brauchten, um diesen Teufelskreis zu unterbrechen, und endlich eine wirkliche repräsentative Demokratie und eine echte Gewaltentrennung durchzusetzen, war schnell und einfach gesagt:




  DER REPRÄSENTANT




  Wenn man einen Repräsentanten des Souveräns, des Volkes wollte, einen der das Volk wirklich vertrat, musste man die Bedingungen für einen Eintritt in den Status eines Repräsentanten auch fair und gerecht gestalten. D.h. ein Bauer musste ein Abgeordnetenmandat anstreben können, ohne seinen Bauernhof aufs Spiel zu setzen. Ein Arbeiter ohne Angst haben zu müssen, seinen Job zu verlieren. Eine Hausfrau musste in der Lage sein, Wahlkampf zu führen, ohne dass die Kinder daheim unbeaufsichtigt blieben, und der Haushalt unverrichtet.




  Hausfrauen sind nur mit 0,3% im Bundestag vertreten, unselbständig Tätige mit ca. 10% Dieser Zustand kann nur als unhaltbar bezeichnet werden.




  DIE PIRATEN




  Die Piraten NRW hatten einen Beamten zum Spitzenkandidaten gewählt. Sie zogen in den Landtag ein. Würden die Piraten einen Ansatz wagen, diese Situation zu ändern?
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